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1. Einleitung 
Die Diskussion um die Freihandelsabkommen TTIP und CETA, welche zwischen den 
USA bzw. Kanada und der EU ausgehandelt werden sollten, im Fall von CETA auch 
beschlossen wurde, schlug nicht nur in Deutschland hohe Wellen. In einer 
internationalen Petition, welche unter dem Namen „Stop TTIP“ die Beendigung der 
Verhandlungen forderte, wurden am Ende über drei Millionen Unterschriften gezählt. 
Dies war laut Organisatoren die höchste Zahl, welche eine europäische 
Bürgerinitiative je erreicht hätte.2 Abgesehen von einer persönlichen Entgegennahme 
seitens des damaligen EU-Parlamentspräsidenten, Martin Schulz, fiel die öffentliche 
Resonanz eher verhalten aus. Trotzdem wurde deutlich, dass gerade junge Menschen 
die geplanten Freihandelsabkommen und deren Implikationen als sehr kritisch 
erachteten. Die Probleme von TTIP lagen in den Augen vieler Gegner in der erwarteten 
Herabsetzung von Umwelt- und arbeitsrechtlichen Standards, wie auch in der 
Intransparenz der laufenden Verhandlungen.3  
Der umstrittenste Punkt, welcher medial über längere Zeit eher außen vor gelassen 
wurde, war aber dennoch ein anderer: der sogenannte Investorenschutz oder 
Investitionsschutz. Der harmlos anmutende Begriff steht in Wirklichkeit für die 
Möglichkeit ausländischer Unternehmen, Staaten mittels sogenannter Investor-Staats-
Schiedsverfahren (Investor-State-Dispute-Settlements, ISDS) auf hohe 
Schadenersatzzahlungen zu verklagen. Diese wenig diskutierte Thematik besitzt 
einige Befürworter, gerade seitens der Wirtschaft, aber gleichzeitig eine ungleich 
höhere Zahl von Gegnern. Von Seiten der Unterstützer wird immer wieder 
argumentiert, dass derartige Verfahren lediglich dabei helfen, Unternehmen bzw. 
Investoren vor Diskriminierung und Willkür im Ausland zu schützen und die den 
Verfahren meist zugrunde liegenden, bilateralen Investitionsschutzabkommen 
(Bilateral Investment Treaties, BITs), das Ziel einer Gleichberechtigung zwischen den 
Ländern verfolgen. Weiterhin würden Schiedsverfahren deutlich schneller als normale 
                                                 
2
 Vgl. FAZ.NET, Drei Millionen Unterschriften gegen TTIP, November 2015, 
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/ttip-und-freihandel/drei-millionen-unterschriften-gegen-
freihandelsabkommen-ttip-13902036.html ,[19.09.2017], eine Seite. 
3
 Vgl. FAZ.NET, Die Angst frisst TTIP auf, Februar 2015, http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/ttip-
und-freihandel/freihandelsabkommen-ttip-vorteile-und-nachteile-13409629.html ,[19.09.2017], eine 
Seite. 
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Gerichtsverfahren ablaufen, somit zeitnah zu Ergebnissen führen, und 
dementsprechend für Planungssicherheit bei Managern und Investoren sorgen. 4 
Die Gegner des Investorenschutzes sehen dagegen bei Schiedsgerichten eine Vielzahl 
von Problemen. Das Hauptargument ist eine vorgeblich fehlende Fairness in nahezu 
allen Bereichen. Laut Kritikern dienen die Verfahren und die bereits genannten BITs 
hauptsächlich zur Ausbeutung von schwächeren Ländern, durch Unternehmen aus 
wirtschaftlich stärkeren Staaten. Doch die Kritik geht noch weiter. Um selbst relevant 
zu bleiben und sich mittels der hohen Verfahrenskosten zu bereichern, würden die 
Schiedsgerichte tendenziell für den Kläger entscheiden. Somit solle zu weiteren 
Klagen angeregt werden, wobei die Zahl der Verfahren in den letzten Jahren ohnehin 
massiv angestiegen sei. Ein  weiterer problematischer Punkt sind die in den Prozessen 
verhandelten Schadenersatzforderungen. Diese wären derartig hoch, dass es einer 
Einschränkung der nationalen Souveränität gleichkäme. Im Falle der Entscheidung für 
den Kläger wäre dies gleichbedeutend mit dem Ruin der betreffenden Zielstaates. 
Zusätzliche Vorwürfe sind fehlende Transparenz der Verfahren sowie die Aushöhlung 
der Umweltschutzstandards der verklagten Länder. Denn Themen wie Rohstoffe oder 
Energiegewinnung, die im Normalfall in einer direkten Beziehung mit 
Umweltaspekten stehen, würden innerhalb der Verfahren dominieren.5  
In der vorliegenden Arbeit sollen die genannten Argumente und Vorurteile bezüglich 
der Schiedsverfahren untersucht werden. Dafür wurden zugehörige Thesen gebildet, 
welche im Laufe der Arbeit entweder bestätigt oder widerlegt werden. Als Instrument 
dafür dient eine quantitative Analyse historischer Falldaten, welche im 
Rechercheprozess zusammengestellt wurden. Die Arbeit unterteilt sich in 
verschiedene Themenkomplexe, denen jeweils passende Thesen zugeordnet wurden. 
Nach der Beantwortung bzw. Beurteilung der in der Arbeit aufgeführten Thesen 
werden die Ergebnisse noch einmal zusammengefasst und es erfolgt ein Fazit. 
                                                 
4
 Vgl. ebenda. 
5
 Vgl. Eberhardt, Pia, Investitionsschutz am Scheideweg -TTIP und die Zukunft des globalen 
Investitionsrechts, in: Internationale Politikanalyse, Friedrich-Ebert-Stiftung, Mai 2014, 
http://library.fes.de/pdf-files/iez/global/10773-20140603.pdf ,[25.09.2017], S. 1-16. 
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2. Allgemeines zu Schiedsverfahren 
2.1 These 1 - Die Anzahl der Investor-Staats-Schiedsverfahren in den letzten 
Jahren stark angestiegen. 
Auch wenn Schiedsgerichte erst in den letzten Jahren zu größerer Bekanntheit 
gelangten, besitzen derartige Verfahren (in anderen Formen) eine lange Geschichte. 
So wurden schon im alten Griechenland bei Streitfällen Schiedsrichter um Hilfe 
gebeten, welche ein „Verfahren“ organisierten und mithilfe eines Vertreters der 
jeweiligen Partei Entscheidungen zur Beilegung treffen sollten. Im Mittelalter 
entschieden „Gottesurteile“, in Form von Duellen oder hohe Autoritäten wie Könige 
oder Päpste über Recht und Unrecht.6 Dies hatte freilich noch sehr wenig mit den 
modernen Schiedsgerichten gemein. Im 20. Jahrhundert änderte sich das. Mit dem 
Einsetzen einer zunehmenden wirtschaftlichen Internationalisierung sowie der 
Verbesserung der globalen Kommunikation wuchs das ökonomische Streitpotenzial 
ebenfalls. Da es schon damals ungern gesehen wurde, wenn über die daraus folgenden 
Prozesse Gerichte aus dem Herkunftsland einer Streitpartei entscheiden sollten, 
entwickelten sich sukzessive unabhängige Institutionen. Zu nennen wären dabei in 
erster Linie die Internationale Handelskammer in Paris (International Chamber of 
Commerce, ICC), welche 1919 gegründet wurde und in den darauffolgenden Jahren 
ein erstes internationales Schiedsgericht installierte.7 Deren Schiedsgerichtsordnung 
galt als Vorbild für weitere Institutionen wie die American Arbitration Association 
(AAA) oder den London Court of International Arbitration (LCIA). Parallel dazu, 
wurde durch die Genfer Erklärung (1923) und die Genfer Konvention (1927) eine erste 
Grundlage geschaffen, welche die betreffenden Länder verpflichtete, Schiedssprüchen 
Folge zu leisten bzw. deren Vollstreckung zu unterstützen.8  
Ein weiterer bedeutender Schritt für das heutige internationale Schiedsgerichtswesen 
erfolgte Mitte der 60er Jahre. Nachdem die Weltbank abweichend von ihrer 
eigentlichen Aufgabe immer wieder bei damaligen Schiedsverfahren tätig wurde, 
entschied man sich zur Ausarbeitung einer internationalen Verfahrensrichtlinie für 
ISDS, der sogenannten ICSID (International Centre for Settlement of Investment 
                                                 
6
 Vgl. Rechtsanwälte.de, Die Bedeutung der UNCITRAL-Regeln für internationale Schiedsverfahren, 
http://www.rechtsanwalt.de/softwarevertragsrecht/uncitral2/ ,[14.11.2017], eine Seite. 
7
 Vgl. ebenda.  
8
 Vgl. ebenda 
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Disputes)-Konvention. Neben dieser Konvention, welche durch die Ratifikation seiner 
20 Gründungsmitglieder am 14.10.1966 in Kraft trat, erfolgte ebenfalls die Bildung 
einer gleichnamigen Institution.9 Diese sitzt zugehörig zur Weltbank in deren Gebäude 
in Washington und stellt unter anderem Räumlichkeiten für die Schiedsverfahren zur 
Verfügung.10 Allerdings existiert außer der ICSID-Konvention noch eine weitere, oft 
genutzte Verfahrensrichtlinie, welche in den heutigen Verfahren regelmäßig 
Anwendung findet, die UNCITRAL (United Nations Commission on International 
Trade Law) - Regeln. 
Dieses Regelwerk, auch als UNCITRAL Arbitration Rules (UAR) bezeichnet, wurde 
15.11.1976 von dem namensgebenden Organ, der United Nations Commission on 
International Trade Law, verabschiedet. Die UAR sollten eine Alternative zu den 
institutionellen Verfahrensrichtlinien des ICSID bilden. Der Grund für diese 
Maßnahme bestand darin, dass die institutionellen Schiedsgerichtsregeln in erster 
Linie für Industrieländer geschaffen worden waren. Um derartige Verfahren aber auch 
für Entwicklungsländer anwendbar zu machen und 
gleichermaßen den institutionellen Zwang für ISDS 
einzudämmen, implementierte man diese neuen 
Verfahrensregeln, welche ein maximales Maß an 
Flexibilität im Verfahrensablauf versprachen.11 Zusammen 
entsprechen die Verfahren gemäß ICSID- oder 
UNCITRAL-Verfahrensrichtlinien etwa 93% aller 
bekannten Schiedsverfahren. In der vorliegenden Arbeit 
werden diese 93% betrachtet. Dabei liegt der Fokus in 
diesem Abschnitt auf den begonnenen Verfahren (853), in der verbleibenden 
Ausarbeitung aber auf den Prozessen (532), welche im Zusammenhang der Arbeit als 
beendet gelten.  
Im Kontext der Arbeit ist es wichtig, zwischen Verfahrensrichtlinien und Institutionen 
zu unterscheiden. Verfahrensrichtlinien bestimmen den konkreten Ablauf eines 
Schiedsverfahrens. Die Institutionen schaffen dagegen lediglich passende 
                                                 
9
 Vgl. Tsatsos, Aristidis, Die Rechtsprechung der ICSID-Schiedsgerichte: Zwischen Homogenität und 
Heterogenität, Oktober 2007, https://edoc.hu-
berlin.de/bitstream/handle/18452/16389/tsatsos.pdf?sequence=1 ,[14.11.2017], S. 1-222, S. 11 f. 
10
 Weitere Erläuterungen zum ICSID erfolgen in späteren Kapiteln. 
11
 Vgl. Rechtsanwälte.de 
 
Tabelle 1 - Alle ISDS gem. 
Verfahrensrichtlinie ( Nov. 2017) 
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Rahmenbedingen bzw. übernehmen Verwaltungstätigkeiten. Das ICSID als Institution 
führt beispielsweise Listen über mögliche Schiedsrichter, erfasst Anfragen für 
Schiedsverfahren oder nimmt unterstützende Tätigkeiten bei der Durchführung eines 
Verfahrens wahr.12 Zusätzlich gehören zum ICSID allerdings auch eigene 
Verfahrensrichtlinien: die bedeutendsten davon sind die ICSID Arbitration Rules 
sowie die ICSID Additional Facility Rules. Die überwiegende Mehrheit der 
Schiedsverfahren, welche über das ICSID laufen, wird nach den beiden eben 
genannten Verfahrensrichtlinien geführt. Ein geringerer Teil der Prozesse mit dem 
ICSID als Institution unterliegen allerdings auch den Verfahrensrichtlinien von 
UNCITRAL. Die UNCITRAL Arbitration Rules dagegen sind eine reine 
Verfahrensrichtlinie ohne zugehörige Institution. Prozesse dieser Richtlinie werden 
wiederrum an verschiedenen Institutionen wie dem bereits mehrfach genannten 
ICSID, dem Permanent Court of Arbitration (PCA), dem ICC und weiteren 
Gerichtshöfen oder in sogenannten ad hoc-Verfahren gänzlich ohne Institution 
geführt. Parallel zum ICSID verfügen auch die anderen Institutionen über eigene 
Verfahrensrichtlinien bzgl. Schiedsverfahren. Auf diese werden allerdings im 
Gegensatz zu den UAR deutlich seltener zurückgegriffen.13 Ad hoc-Verfahren 
verzichten dagegen auf jegliche institutionelle Begleitung und können 
dementsprechend schneller und flexibler gestaltet werden. Allerdings ist die 
Durchsetzbarkeit der Schiedssprüche aus derartigen Prozessen aufgrund der fehlenden 
institutionellen „Rückendeckung“ nicht abgesichert. Die Tabelle auf Seite 4 zeigt eine 
Unterscheidung der bisherigen Investor-Staat-Schiedsverfahren gemäß der 
Verfahrensrichtlinien und nicht der Institutionen. Die in der Arbeit erfassten Fälle sind 
demnach alle bekannten Verfahren gemäß der ICSID, ICSID Additional Facility sowie 
UNCITRAL-Richtlinien. 
Das erste vom ICSID gelistete Verfahren war eine Klage von dem schweizerischen 
Hotelbau-Unternehmen Holiday Inns S.A. sowie dem amerikanischen Konzern 
Occidental Petroleum Corporation gegen die Regierung von Marokko, welches 1972 
offiziell begann. Nach 6 Jahren Verhandlungen um den Bau neuer Hotels kam es 1978 
                                                 
12
 Vgl. UNCTAD, Dispute Settlement – Selecting the Appropriate Forum, 2003,  
http://unctad.org/en/docs/edmmisc232add1_en.pdf ,[24.11.2017], S. 1-44, S. 15. 
13
 Einen Überblick über die Institutionen und Verfahrensrichtlinien bietet die UNCTAD-Homepage 
unter folgendem Link: http://investmentpolicyhub.unctad.org/ISDS/FilterByRulesAndInstitution . 
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schließlich zu einer Einigung der Streitparteien. Wie aus der folgenden Abbildung 
hervorgeht, waren ISDS in den 70er Jahren bis zum Anfang der 90er eher Einzelfälle.  
 
 
 
 
 
 
 
 
So fanden bis zum Jahr 1995 28 Verfahren statt, was lediglich 3,3% aller Prozesse 
ausmacht.  In den darauffolgenden Jahren stieg die Zahl der ISDS sukzessive an. So 
können von 1996 bis 2005 214 Schiedsverfahren gezählt werden, 25,1% aller 
betrachteten Fälle. Ab dem Jahr 2006 bis heute (November 2017) waren es 611 
begonnene Investor-Staat-Schiedsverfahren, dies entspricht mehr als 70%. Gerade 
zum Anfang der 2000er Jahre stieg deren Zahl massiv an. Konnten 2001 noch 15 
Verfahren erfasst werden, waren es 2003 schon 38. Während die Anzahl der 
Schiedsverfahren nicht zwingenderweise jährlich anwuchs, werden die quantitativen 
Unterschiede in den Betrachtungen der Jahrzehnte deutlich. In den 90er Jahren fanden 
im Schnitt 5,5 ISDS pro Jahr statt, zwischen 2001 und 2010 waren es bereits 35,6, seit 
2011 werden durchschnittlich 59,3 Verfahren pro Jahr initiiert. Dies entspricht einer 
Verzehnfachung im Vergleich zu dem Zeitraum 1990-2000. Den bisherigen 
Höhepunkt dabei bildet das Jahr 2015 mit 74 begonnenen Prozessen. 
Als Grund für den starken Anstieg der Schiedsverfahren gilt in erster Linie die 
zunehmende Globalisierung und stärkere internationale Vernetzung. Konkret zu 
nennen ist dabei vor allem die starke Zunahme ausländischer Direktinvestitionen 
(ADIs): Lagen das Volumen 1990 noch bei etwa 2 Billionen, waren es 2013 bereits 
 
Abbildung 1 - Alle Verfahren gem. ICSID,UNCITRAL (Stand: Nov. 2017) 
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23.14 Parallel zur Anzahl der Investor-Staat-Schiedsverfahren ist auch im Bereich der 
ADIs eine Verzehnfachung vom Anfang der 90er im Vergleich zu den letzten Jahren 
zu beobachten. Somit ist ein direkter Zusammenhang naheliegend. Ein weiterer Faktor 
im Kontext der stärkeren internationalen Vernetzung ist der Fall des Eisernen 
Vorhangs und der damit einhergehenden Öffnung der osteuropäischen Länder für die 
westlichen Industrienationen. Im Zuge dieser Entwicklung sowie der 
Wirtschaftskrisen Lateinamerikas und Ostasiens stieg die Zahl der bilateralen 
Investitionsschutzabkommen (BITs) gerade in den 90er Jahren massiv an. Diese starke 
Zunahme der BITs gilt als weiterer Katalysator für die ISDS.15 Die beiden letzteren 
Faktoren werden im Laufe der Arbeit weiter untersucht.   
Abschließend kann These 1 - Die Anzahl der Investor-Staats-Schiedsverfahren ist in 
den letzten Jahren stark angestiegen - eindeutig bestätigt werden.  
2.2 These 2 - Investor-Staats-Schiedsverfahren sind deutlich schneller als 
herkömmliche Gerichtsverfahren. 
Obwohl im Fall von Streitigkeiten eines Staats mit Investoren/Unternehmen aus 
anderen Ländern meist auf Schiedsverfahren gemäß der Verfahrensrichtlinien des 
ICSID oder UNCITRAL zurückgegriffen wird, gibt es auch weitere Möglichkeiten, 
welche in der Praxis allerdings viel seltener Anwendung finden. Wenn sich 
beispielsweise einheimische Unternehmen durch Entscheidungen des eigenen Staates 
ungerecht behandelt fühlen, müssen sie den Weg über die normalen inländischen 
Gerichte gehen. Je nach Entscheidung der betreffenden Instanz und des 
Durchhaltevermögens der Kläger kann ein derartige Auseinandersetzung eine Vielzahl 
von Gerichten durchlaufen und somit auch einen großen Zeitraum beanspruchen. 
Diese Möglichkeit besteht ebenfalls für ausländische Investoren. Auch sie können über 
die verschiedenen Instanzen des jeweiligen Landes klagen. In der Praxis geschieht dies 
eher selten. Die Gründe dafür sind neben dem hohen Maß an Aufwand auch rechtliche 
Aspekte. Nationale Gerichte greifen gern auf nationale Gesetze zurück, welche 
teilweise in starkem Widerspruch zu internationalem Recht stehen können.16 Der 
                                                 
14
 Vgl. UNCTAD, World Investment Report 2014, 2014, 
http://unctad.org/en/PublicationsLibrary/wir2014_en.pdf ,[17.11.2017], S.1-227, S. 209. 
15
 Vgl. BDI, Investitionsschutzabkommen und Investor-Staat-Schiedsverfahren: 
Mythen, Fakten, Argumente, 2015, https://bdi.eu/media/presse/publikationen/globalisierung-maerkte-
und-handel/Investitionsschutzabkommen_und_ISDS.pdf , [21.11.2017],  S. 1-60, S. 10. 
16
 Vgl. UNCTAD (2003), S. 9 ff. 
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schwerwiegendste Grund für das Misstrauen bzgl. diesem Vorgehen sind allerdings 
Zweifel von Seiten der Kläger an der Unabhängigkeit von staatlichen Gerichten in 
Verfahren gegen eben den betreffenden Staat. Das gleiche Misstrauen existiert auch 
andersherum, wenn die Kläger ein Gericht des Herkunftslandes vorschlagen. 
Falls entgegen der genannten Kritikpunkte dennoch der Weg über die üblichen 
Instanzen gewählt und erfolglos ausgeschöpft wird, bleibt dem ausländischen Kläger 
eine finale Möglichkeit: das Berufen auf diplomatischen Schutz. Der diplomatische 
Schutz war ein beliebtes Mittel in der Vergangenheit in Auseinandersetzungen 
zwischen ausländischem Unternehmen und Staaten.17 Es liegt im Ermessen des 
Herkunftsstaates des Klägers, ob der diplomatische Schutz gewährt wird. Falls ja, 
übernimmt der jeweilige Herkunftsstaat die Rolle des Klägers. Somit wird dies zum 
Streitfall zwischen zwei oder mehreren Staaten.18 Diese Variante ist als eher 
umständlich und auch kritisch zu bewerten, da ein solches Verfahren, falls der 
Herkunftsstaat überhaupt „einspringt“, das Verhältnis der betreffenden Staaten massiv 
beschädigen kann. Weiterhin besteht die Möglichkeit für potenzielle Kläger 
Schiedsverfahren über andere international anerkannte Institutionen zu führen. Dazu  
zählen neben den bereits aufgezählten Institutionen auch der LCIA oder die AAA. 
Diese agieren aber bevorzugt in Streitfällen zwischen Unternehmen verschiedener 
Staaten und weniger in gemischten (privat vs. öffentlich) Auseinandersetzungen.19  
Von den hier skizzierten Varianten zur Klärung eines Rechtsstreits zwischen einem 
Staat und einer privaten ausländischen Partei gilt das normale Schiedsverfahren via 
ICSID oder UNCITRAL als beste Variante. Dies geht soweit, dass die Möglichkeit 
der Nutzung von Investor-Staat-Schiedsgerichten, welche nur ausländischen Klägern 
möglich ist, als Benachteiligung inländischer Wirtschaftsteilnehmer gewertet wird.20 
Beispielhaft dafür ist das kanadische Unternehmen Lone Pine. Diese Rohstofffirma 
nutzte eine US-amerikanische Niederlassung, um als „US-Investor“ das eigene 
Herkunftsland Kanada mittels eines ISDS verklagen zu können.21 Als Hauptgrund für 
derartiges Verhalten gilt die hohe Geschwindigkeit eines Investor-Staat-
Schiedsverfahrens, welche im Folgenden überprüft werden soll. 
                                                 
17
 Vgl. UNCTAD (2003), S. 29 f. 
18
 Vgl. ebenda. 
19
 Vgl. UNCTAD (2003), S. 25 f. 
20
 Vgl. BDI (2015), S. 8. 
21
 Vgl. Eberhardt (2014), S. 3. 
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Die folgende Übersicht zeigt die Menge aller Verfahren, welche nicht vorzeitig 
eingestellt worden oder deren Ergebnis unklar ist, geordnet nach ihrer jeweiligen 
Dauer. Das sind 418 der 532 insgesamt geprüften Fälle. Im Diagramm wird deutlich, 
dass ein Großteil 
aller Verfahren, 
etwa 67%, 
innerhalb von 4 
Jahren beendet 
wird. 30% der 
überprüften Fälle 
werden nach einem 
Zeitraum von 5-9 
Jahren beendet. 
Lediglich die verbleibenden 3% der Prozesse erstrecken sich über eine Dauer von 
mindestens 10 Jahren. Die durchschnittliche Verfahrensdauer für ein Investor-Staat-
Schiedsverfahren beträgt 3,976, also etwa 4 Jahre. Da es bei den Prozessen auch zu 
Folgeverfahren kommen kann22, wurde auch die Zeit bis zum ersten Schiedsspruch 
untersucht. Der durchschnittliche Zeitraum dahin, egal ob der Prozess danach beendet 
oder fortgeführt wurde, liegt bei 3,814 Jahren. Wenn auf einen Schiedsspruch eine 
Fortführung des Prozesses erfolgt, ist eine zusätzliche Zeitspanne von durchschnittlich 
2,2 Jahren zu erwarten. Obwohl davon auszugehen ist, dass die Fälle durch innovative 
Unternehmensformen, Investorenstrukturen, Kooperationsformen etc., welche in den 
70er und 80er Jahren noch nicht existierten, komplexer und dementsprechend 
aufwendiger geworden sind, ist die durchschnittliche Verfahrensdauer im bisherigen 
Zeitraum nahezu konstant geblieben. Die Gründe hierfür sind unklar. Jedoch kann 
davon ausgegangen werden, dass sich parallel zu den genannten Entwicklungen auf 
Unternehmensebene, der gesamte Bereich der Schiedsgerichte in den letzten Jahren 
stark professionalisiert hat.   
Die Dauer der in der These genannten „herkömmlichen Gerichtsverfahren“ ist jedoch 
schwer zu beziffern, da sich die in Schiedsverfahren behandelten Problemfelder 
oftmals sehr unterschiedlich darstellen. In einem Gespräch mit einem praktizierenden 
Juristen war allerdings zu erfahren, dass gerichtliche Auseinandersetzungen bzgl. 
                                                 
22
 Siehe Kapitel 5.3. 
Abbildung 2 - Verteilung der Verfahrensdauer 
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eines Gesetzes auf Staatsebene (z.B. Mindestlohn) einen sehr großen Zeitraum 
beanspruchen können. Eine Verfahrensdauer von 5 Jahren sei dafür zu knapp 
bemessen. Dementsprechend sind 6 oder mehr Jahre in der Regel denkbar. Jedoch 
wären derartige Verfahren gerade in Deutschland extrem selten. Somit kann dem 
Durchschnittswert der Schiedsverfahren mit der Dauer von etwa 4 Jahren kein exakter 
Vergleichswert entgegengestellt werden. 
These 2 - Investor-Staat-Schiedsverfahren sind deutlich schneller als herkömmliche 
Gerichtsverfahren - ist demnach nicht eindeutig zu beantworten. Die Verfahrensdauer 
eines „herkömmlichen Gerichtsverfahrens“ ist von dessen Art und somit vom 
betreffenden juristischen Problem abhängig. Dennoch erscheint die durchschnittliche 
Verfahrensdauer bei ISDS in Höhe von 4 Jahren als recht zügig, gerade im Kontext 
der zum Teil immens hohen Summen über die nicht selten verhandelt wird. Weiterhin 
thematisieren die Investor-Staat-Schiedsverfahren nicht selten Gesetze auf 
Landesebene des betreffenden Zielstaates. Allein in Deutschland dauern derartige 
Prozesse auf normalem Weg in der Regel mindestens 5 oder 6 Jahre an. Da sich 
Rechtssysteme und Abläufe je nach Staat (deutlich) unterscheiden können, kann aus 
dem dt. Beispiel keine allgemeine Aussage abgeleitet werden. Somit ist These 2 nicht 
klar zu beantworten. 
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3. Verteilung von Klägern und Angeklagten 
Im vorliegenden Abschnitt der Arbeit erfolgt eine Untersuchung der Verfahren 
bezüglich der Herkunftsländer der Kläger sowie der verklagten Staaten. Die zu 
überprüfenden Thesen stehen im Kontext zu geographischen und wirtschaftlichen 
Aspekten. Während eine geographische Einordnung der Länder selbsterklärend nach 
Kontinenten oder Himmelsrichtung durchgeführt wird, dient der Human Development 
Index (HDI) als Instrument zur Unterteilung von arm und reich. Dieser Index bietet 
aufgrund seines länderspezifischen Zahlenwertes eine gute Möglichkeit zur 
Differenzierung zwischen den verschiedenen Staaten und ist somit wesentlich genauer 
als eine bloße Unterteilung in Länder hohen, mittleren und niedrigen Einkommens. 
Die jeweiligen Zahlenwerte sind dabei verschiedenen, selbst gewählten Rängen 
zugeordnet.23 
3.1 These 3 - Investor-Staats-Schiedsverfahren sind ein Instrument für 
Unternehmen aus reichen Ländern zur Ausbeutung von ärmeren Ländern. 
Die vorliegende Grafik zeigt die Verteilung der Kläger gemäß ihrer Kontinente. In 
dieser Zählung sind alle Klagen enthalten, bei denen die Kläger(Gruppen) einem 
Kontinent zugeordnet 
werden können. Ebenfalls 
zählen Prozesse dazu, bei 
denen sich Unternehmen 
aus den Zielländern quasi 
als „Juniorpartner“ 
beteiligen. Anhand dieser 
Darstellung wird deutlich, 
dass über die Hälfte der 
Klagen (57%) von 
Unternehmen bzw. Investoren aus Europa initiiert wurden. Einen weiteren großen Teil 
(30%) machen nordamerikanische Kläger aus, wobei sich diese Gruppe in erster Linie 
aus kanadischen (20%) sowie insbesondere US-amerikanischen (75%) Klägern 
zusammensetzt. Somit entstammen 87% aller Investor-Staat-Schiedsverfahren aus 
dem europäischen oder nordamerikanischen Raum. Berücksichtigt man zusätzlich alle 
                                                 
23
 Eine Erläuterung der Ränge befindet sich im Anhang.  
Abbildung 3 - Verteilung der Kläger gemäß Kontinent 
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Prozesse die von multikontinentalen Klägergruppen initiiert wurden, dann liegt 
europäisch-nordamerikanische Anteil gar bei 90,7%. Diese Zahlen machen die 
Dominanz der „ersten Welt“ 24 bei Investor-Staats-Schiedsverfahren mehr als deutlich. 
Den dritten Platz nehmen asiatische Investoren ein, die mit 31 begonnenen Verfahren 
für etwa  6% aller Fälle verantwortlich sind. Südamerika  (12 Fälle/2,2%), Australien 
(2 Verfahren) und Afrika (3 Verfahren) sind in dieser Statistik nahezu bedeutungslos. 
4% aller ISDS entstammen von multikontinentalen Klägergruppen.  
Tabelle 2 zeigt eine detaillierte Aufschlüsselung aller hier untersuchten 
Schiedsverfahren. Während auf Klägerseite Europa und Nordamerika dominieren, ist 
die Verteilung der angeklagten Staaten eher gleichmäßig. Ausnahmen dabei sind 
allerdings europäische Länder, welche mit 148 Verfahren deutlich öfter Ziel eines 
Investor-Staat-Schiedsverfahrens wurden als Länder von anderen Kontinenten.25 Die 
zweite Ausnahme bildet Australien, welches allerdings generell kaum an derartigen 
Verfahren beteiligt ist. Die zweitmeisten Klagen entfielen auf Länder aus Südamerika. 
Ausschlaggebend dafür waren vor allem Staaten wie Argentinien sowie Venezuela 
und Ecuador. Länder aus Afrika und Asien sowie Nordamerika liegen mit jeweils 91 
respektive 89 Schiedsverfahren gegen sich nahezu gleich auf. Überraschend dabei ist 
sicherlich die hohe Anzahl Klagen gegenüber den nordamerikanischen Staaten. 
Während die USA und Kanada auf Seite der Kläger dominierten, standen die beiden 
Nationen mit 15 bzw. 20 Klagen als Angeklagter deutlich seltener im Fokus. Und jede 
dieser 35 Klagen erfolgte jeweils umgedreht von US-amerikanischen oder 
kanadischen Klägern im Rahmen des North American Free Trade Agreement 
(NAFTA). Aus Mexiko, welches Anfang der 90er Jahre ebenfalls dem NAFTA-
Abkommen beigetreten ist, erfolgte keine einzige Klage gegenüber den USA oder 
Kanada. Gleichzeitig verklagten Investoren der NAFTA-Partnerländer den 
                                                 
24
 Vgl. Politik-Lexikon, Dritte Welt, http://www.politik-lexikon.at/dritte-welt/ ,[06.12.2017], eine 
Seite. 
25
 Der Grund dafür wird in 3.2 erläutert. 
Tabelle 2 - Matrix der geografischen Klageverteilung 
Kontinent Afrika Asien Australien Europa Nordamerika Südamerika unklar Summe
Afrika 2 1 3
Asien 10 12 2 5 2 31
Australien 1 1 2
Europa 60 62 115 18 49 304
Nordamerika 14 10 1 23 69 43 160
Südamerika 2 1 9 12
unklar 1 1
gemischt 5 5 3 1 5 19
Summe 91 91 4 148 89 109 0 532
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Kontinent des verklagten Staates
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wirtschaftlich deutlich schwächeren mexikanischen Staat 15 Mal. Alle anderen 
Schiedsverfahren bzgl. Nordamerika richteten sich gegen kleinere nordamerikanische 
Staaten wie beispielsweise El Salvador. 
3.1.1 These 3.1 - Es existiert ein Nord-Süd-Gefälle: Unternehmen aus dem Norden 
verklagen in erster Linie die Länder aus dem Süden. 
Das sogenannte Nord-Süd-Gefälle von ist ein von Kritikern oft wiederholter Vorwurf 
bezüglich wirtschaftlicher Ungleichheiten zwischen dem globalen Norden (Europa, 
Nordamerika) und dem globalen Süden (Afrika, Südamerika). Diese Kritik wird auch 
im Bereich der Schiedsverfahren artikuliert.26 Durch die hohe Anzahl von Klagen 
gegenüber den europäischen Ländern erscheint dies bei Schiedsverfahren nicht 
unbedingt als zutreffend. Dieser Eindruck täuscht jedoch: 115 von 148 Verfahren 
gegenüber europäischen Ländern stammen von Klägern des gleichen Kontinents. 
Dabei wird im Fall von Europa wiederrum ein Ost-West-Gefälle deutlich. Investoren 
aus westeuropäischen Ländern verklagen bevorzugt die Staaten des ehemaligen 
Ostblocks.27  
 Schon Ende der 80er Jahre und 
schwerpunktmäßig in den 90er 
Jahren, nach dem Fall des 
sogenannten Eisernen Vorhangs, 
erfolgte eine sukzessive Integration der Ost-Staaten in die internationale 
Wirtschaftsordnung. Deutlich wurde dies auch durch die zunehmende Zahl von 
bilateralen Investitionsschutzabkommen, welche mit den betreffenden Staaten 
abgeschlossen wurden. Diese Ost-Integration sorgte für eine massive Zunahme der 
ISDS. Während sich nur 8 Investor-Staat-Schiedsverfahren zwischen Investoren und 
Staaten aus Westeuropa ereigneten, rückten die ehemaligen Ostblock-Länder in 92 
Fällen in den Fokus westeuropäischer Investoren. Umgedreht bestanden lediglich 4 
Klagen von osteuropäischen Unternehmen gegenüber dem „europäischen Westen“. 
Insgesamt bezogen sich 103 der 115 innereuropäischen Klagen auf die besagte 
Ländergruppe, ein Anteil von 89%. Doch auch bei Schiedsverfahren, welche von 
Investoren außerhalb Europas initiiert wurden, lag der Schwerpunkt auf den 
                                                 
26
 Vgl. Eberhardt (2014), S. 5. 
27
 Eine detaillierte Aufschlüsselung der betreffenden Länder erfolgt im Anhang. 
 
 
Tabelle 3 - Verteilung der ISDS innerhalb Europas 
West-Europa Ostblock Summe
West-Europa 8 92 100
Ostblock 4 11 15
Summe 12 103 115
Verklagter
K
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g
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ehemaligen Mitglieds- und Partnerstaaten der UdSSR. Dementsprechend ist auch die 
hohe Zahl von Schiedsverfahren gegen europäische Länder zu erklären. 
Bei Vernachlässigung der innereuropäischen Perspektive ist allerdings ein Nord-Süd-
Gefälle sehr deutlich erkennbar. Zwar erfolgten lediglich 170 (32% der hier 
untersuchten Fälle) Investor-Staat-Schiedsverfahren von europäischen und 
nordamerikanischen Klägern gegen Länder aus Afrika und Südamerika, umgedreht 
gab es jedoch gerade einmal 3 Prozesse von südamerikanischen Klägern gegen 
europäische oder nordamerikanische Länder. Diese richteten sich zweimal gegen 
Spanien und in einem Fall gegen Mexiko. Die restlichen 9 südamerikanischen ISDS 
waren allesamt gegen andere Länder des eigenen Kontinents gerichtet. Afrikanische 
Unternehmen ersuchten gerade einmal in 3 Fällen die Möglichkeit, andere Länder auf 
Schadenersatz zu verklagen. Die betreffenden Zielländer waren zwei afrikanische 
Staaten (Algerien, Madagaskar) sowie Indien. Die quantitativen Unterschiede 
bezüglich der Verfahren sind immens: Haben südamerikanische und afrikanische 
Investoren in Summe 15 Schiedsverfahren initiiert, lag allein die Anzahl der US-
amerikanischen Klagen gegen die Länder beider Kontinente bei 46.  
Im Zuge der Nord-Süd-
Diskussion entfällt ebenfalls 
oft die Erklärung, dass 
Schiedsverfahren am Anfang 
hauptsächlich dazu verwendet 
wurden, Investitionen in 
ehemaligen (afrikanischen) 
Kolonien zu schützen.28 Diese 
Aussage kann auf Basis 
historischer Daten bestätigt 
werden. Die Hälfte aller 
Klagen im Zeitraum von 1970 
bis 1995 entfiel auf afrikanische Länder. 24 der 28 bis dahin gezählten Klagen 
erfolgten von Investoren aus Europa und Nordamerika. Erst in den 90er und vor allem 
in den 2000er Jahren verteilten sich die Klagen deutlich gleichmäßiger, mit der 
Ausnahme von (ost-)europäischen Ländern. Wie bereits erläutert, rückten diese 
                                                 
28
 Vgl. Eberhardt (2014), S. 4. 
1970-1995 1996-2002 2003 - heute
Afrika 0 0 3
Asien 1 1 29
Südamerika 0 3 9
Nordamerika 9 47 104
Europa 15 39 250
Australien 1 1
gemischt 3 3 13
Afrika 14 18 59
Asien 6 12 73
Südamerika 0 20 89
Nordamerika 3 24 62
Europa 4 19 125
Australien 1 1 2
Kontinent der Zielländer
Kontinent der Investoren
Tabelle 4 - Historische Verteilung der Schiedsverfahren 
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aufgrund der Auflösung der UdSSR und des Warschauer Pakt als Expansions- und 
Investitionsziel für westeuropäische und nordamerikanische Unternehmen immer 
deutlicher in den Vordergrund. 
These 3.1 - Es existiert ein Nord-Süd-Gefälle: Unternehmen aus dem Norden 
verklagen in erster Linie die Länder aus dem Süden - kann vollständig bestätigt 
werden. Während dieses Gefälle bereits historisch geprägt ist, bildete sich seit den 90er 
Jahren ebenfalls ein europäisches Ost-West-Gefälle heraus. 
3.1.2 These 3.2 - „Eine Krähe hackt der anderen kein Auge aus“ – Investoren aus 
reichen Staaten verklagen keine anderen reichen Staaten. 
In diesem Teil der Arbeit soll das Klageverhalten auf Ebene der Staaten stärker 
beleuchtet werden. Dies geschieht durch die Systematisierung der Länder mittels des 
Human Development Index, welcher als Indikator für Wohlstand und Entwicklung 
gewählt wurde.  
Die vorliegende Matrix bietet einen Überblick über das Klageverhalten bzgl. 
Schiedsverfahren  abhängig vom HDI der (Herkunfts-)Länder. Die Staaten des Rangs 
1 (HDI ≥ 0,9) und 2 (HDI 0,85 – 0,899) sind bei dieser Erhebung für 387 der 47229 
untersuchten Investor-Staat-Schiedsverfahren verantwortlich, ein Anteil von 82%. 
Allein von Klägern der Staaten des 2. Rangs erfolgte die Hälfte aller ISDS. In lediglich 
17 Fällen (3,6%) klagten Investoren gegen ein Land mit einem höheren Rang. 44 Mal 
wurden Schiedsverfahren gegen Staaten des gleichen Rangs initiiert. In der Summe 
zielten nur 12,9% der Schiedsverfahren auf Länder mit gleicher oder gar höherer 
Entwicklung gemäß des HDI ab. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass in 87,1% aller 
                                                 
29
 Die Zusammenstellung der 472 Fälle wird im Anhang erläutert. 
Tabelle 5 - Matrix der Klageverteilung bezogen auf den HDI 
1 2 3 4 5 6 7 8 9 unklar Summe
1 12 13 16 33 30 16 9 4 13 3 149
2 2 21 24 47 48 38 15 3 35 5 238
3 0 0 0 8 6 10 3 0 4 31
4 0 2 2 8 4 5 3 1 1 26
5 0 1 1 2 3 8 0 0 2 17
6 0 0 0 0 4 0 2 0 2 8
7 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1
8 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
9 0 1 0 1 0 0 0 0 0 2
Summe 14 39 43 99 95 77 32 8 57 8 472
H
e
rk
u
n
ft
ss
ta
a
t 
d
e
s 
K
lä
g
e
rs
Verklagter Staat
 16 
 
Fälle gegen wirtschaftlich schwächere, bzw. schlechter entwickelte Länder geklagt 
wurde.  
Bei der Betrachtung der 
Staaten von denen 
Investoren am häufigsten 
klagen, verfestigt sich das 
Bild. Klagen aus diesen 7 
Staaten machen etwa 60% 
aller untersuchten Fälle 
aus, Klagen gegen diese Länder lediglich 6,9%. Die Niederlande, welche das häufigste 
europäische Herkunftsland für ISDS darstellen, mussten sich genau wie Italien und 
Frankreich noch nie vor einem Schiedsgericht verantworten. Die einzige hier erfasste 
Klage gegen Deutschland erfolgte vom schwedischen Energiedienstleister 
Vattenfall30, welcher sich 2009 gegen abgeänderte Auflagen bezüglich eines 
Kohlekraftwerkes gegen die Stadt Hamburg zur Wehr setzte und eine Einigung 
erzielte. Im Falle von Großbritannien klagte der indische Investor Anshok Sancheti. 
Das Ergebnis und auch andere Details bzgl. dieses Verfahrens sind allerdings unklar. 
Deutlich öfter als die europäischen Staaten mussten sich die USA und Kanada mit 
Schiedsgerichten auseinandersetzen. Jedes dieser Verfahren stammte jedoch über 
Kreuz entweder von kanadischen oder US-amerikanischen Investoren und lief über 
das NAFTA-Abkommen. Schiedsverfahren von Investoren aus Mexiko, dem dritten 
NAFTA-Staat, sind jedoch nicht bekannt. Abgesehen von den nordamerikanischen 
Ländern gab es zwischen den hier aufgeführten Staaten keinerlei Prozesse 
gegeneinander. 
These 3.2 - „Eine Krähe hackt der anderen kein Auge aus“ – Unter reichen Ländern 
wird sich nicht verklagt - muss differenziert betrachtet werden. Grundsätzlich trifft es 
zu, dass die überwiegende Zahl aller Verfahren in dem Gefälle von „arm“ und „reich“ 
verlaufen und Schiedsverfahren zwischen zwei reichen Ländern eine absolute 
Seltenheit darstellen. Unter den „Top-Klageländern“ gibt es keinerlei gegenseitige 
Prozesse. Die Ausnahme bilden dabei allerdings die USA und Kanada, welche als 
                                                 
30
 2012 wurde von Vattenfall ein weiteres Schiedsverfahren gegen Deutschland initiiert, dies wird hier 
allerdings nicht gelistet, da sich die Auswertung nur auf abgeschlossene Verfahren bezieht. Außerdem 
wurde der bereits genannte Investor Sancheti im Jahr 2000 auch gegen Deutschland aktiv. Dieses 
Verfahren lief aber nicht über ICSID oder UNCITRAL und wurde somit nicht untersucht. 
Tabelle 6 - Ranking der Herkunftsländer für Schiedsverfahren 
Kläger allein an Klage beteiligt selbst verklagt
USA 126 136 15
Niederlande 47 57 0
GB 44 54 1
Frankreich 30 34 0
Kanada 29 31 20
Italien 28 30 0
Deutschland 27 32 1
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Kontrahenten sehr oft aufeinander getroffen sind und diese These in einem gewissen 
Maße widerlegen.  
3.1.3 These 3.3 - Die USA dominieren die Investor-Staat-Schiedsverfahren. 
Das ICSID, welches der Weltbank entsprang, sitzt genau wie seine Mutter-Institution 
in der US-amerikanischen Hauptstadt Washington D.C. Der IWF, welcher als 
Schwesterorganisation zur Weltbank gegründet wurde, hat seinen Sitz ebenfalls in 
Washington. Nicht nur wegen der geografischen Lage, sondern auch wegen 
bestimmter Regelungen innerhalb der Institutionen gelten die beiden letztgenannten 
Institutionen als US-dominiert.31Aufgrund dieser Diskussion liegt die Vermutung 
nahe, dass die USA auch im Bereich der Investor-Staat-Schiedsverfahren eine 
Sonderrolle besitzen. Dies soll im Folgenden etwas näher untersucht werden. 
US-amerikanische Investoren haben selbst 126 Klagen initiiert. Dies allein entspricht 
fast einem Viertel der hier untersuchten Verfahren. Diese Zahl ist auch deswegen als 
immens hoch zu bewerten, da Kläger aus den Niederlanden, des UK und Frankreich 
(siehe Tabelle 6) selbst in Summe diese Zahl nicht erreichen. Wenn die Beteiligungen 
an Verfahren mit Klägergruppen hinzugezogen werden, liegt die Zahl Klagen gar bei 
136. Selbst wurden die Vereinigten Staaten von Amerika 15 Mal das Ziel von 
Schiedsverfahren, damit stehen sie auf dem 9.Rang der verklagten Staaten. 96 der 126 
Prozesse wurden über das ICSID als Institution geführt. Um die Rolle der USA bei 
Schiedsverfahren zu beurteilen, ist jedoch nicht (nur) deren Anzahl sondern vor allem 
deren Ergebnis entscheidend.  
Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Ergebnisse von Schiedsverfahren, 
welche von US-amerikanischen Klägern eingeleitet wurden.  
                                                 
31
 Vgl. Handelszeitung.ch, Wie sich die USA an ihre Macht im IWF klammern, April 2015, 
https://www.handelszeitung.ch/konjunktur/wie-sich-die-usa-ihre-macht-im-iwf-klammern-764378 
,[15.12.2017], eine Seite. 
Tabelle 7 - Ergebnisse der Schiedsverfahren von US-Investoren 
gesamt % Ergebnis ICSID %
26 21% Investor 19 20%
28 22% Einigung/Vergleich 21 22%
49 39% Staat 40 42%
18 14% Verfahren eingestellt 11 11%
5 4% unklar 5 5%
126 100% 96 100%
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Entgegen der Erwartung waren die Investoren nur in etwa 21% aller Prozesse 
erfolgreich. Dieser Wert liegt leicht unter dem allgemeinen Durchschnitt (23%).32 In 
22% der Fälle erzielten die Investoren zumindest eine Einigung. Somit endeten 
lediglich 43% der Fälle mehr oder weniger erfolgreich für die US-Kläger. Im 
Gegenzug liegt der Anteil der verlorenen Verfahren mit 39% um 6% höher als der 
Durchschnittswert von allen untersuchten ISDS (33%).33 Bei der Untersuchung von 
Prozessen, welche lediglich über das eben erwähnte ICSID geführt wurden, ist die 
Tendenz sogar noch stärker: Der prozentuale Wert siegreicher Verfahren liegt dabei 
nur noch bei 20%, der verlorener Verfahren gar bei 42%. Diese 42% entsprechen exakt 
der Summe von gewonnenen Verfahren und Einigungen. Somit wird deutlich, dass die 
US-Kläger im Schnitt bei ICSID-Verfahren sogar schlechter abgeschnitten haben als 
bei UNCITRAL-Schiedsverfahren, welche oftmals auch von anderen Institutionen 
begleitet werden.  
These 3.3 - Die USA dominieren die Investor-Staat-Schiedsverfahren – trifft nur 
eingeschränkt zu. Zwar sind die USA in die mit Abstand größte Zahl von 
Schiedsverfahren verwickelt, die Erfolgsquote ist dabei aber höchstens 
durchschnittlich. Interessanterweise sind die Ergebnisse bei Verfahren, welche über 
das Washingtoner ICSID und dessen Verfahrensrichtlinie liefen, negativer als bei 
anderen Institutionen. Es ist demnach keinerlei Bevorteilung oder Bevorzugung von 
Klägern der Vereinigten Staaten von Amerika erkennbar.  
Abschließend  kann These 3 - Investor-Staats-Schiedsverfahren sind ein Instrument 
für Unternehmen aus reichen Ländern zur Ausbeutung von ärmeren Ländern - 
nahezu vollständig bestätigt werden. Es bestehen zwar Ausnahmen im Klageverhalten 
(USA-Kanada/NAFTA), welche allerdings nichts an der Gesamttendenz ändern. 
Sowohl geografisch als auch wirtschaftlich existieren größtenteils einseitige 
Beziehungen zwischen den Klägern, welche meist reicheren Ländern aus Europa oder 
Nordamerika entstammen und den verklagten Staaten, die in erster Linie Afrika, 
Südamerika oder den Staaten des ehemaligen Ostblocks zuzuordnen sind.   
 
                                                 
32
 Vgl. Kapitel 5.1. 
33
 Vgl. ebenda. 
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4. Bilaterale Investitionsschutzabkommen (BITs) 
4.1 These 4 - Bilaterale Investitionsschutzabkommen waren der Katalysator 
für die  Entwicklung von Investor-Staats-Schiedsverfahren. 
Die elementaren Bestandteile eines Investor-Staat-Schiedsverfahrens sind die 
betreffende Verfahrensrichtlinie, die administrative Institution und die jeweils 
beanspruchte Rechtsgrundlage. Während die ersten beiden Elemente den Ablauf eines 
ISDS determinieren, sind die Rechtsgrundlagen entscheidend für dessen Ergebnisse. 
 In genau zwei Drittel der untersuchten Fälle 
bildeten die bereits genannten Bilateral 
Investment Treaties die Rechtsgrundlage für 
die juristische Entscheidungsfindung. Das 
Wirtschaftsministerium Österreichs beschreibt 
diese Konstrukte wie folgt: „Bilaterale 
Investitionsabkommen sind völkerrechtliche 
Verträge zwischen zwei Staaten. Sie dienen 
dem Schutz und regelmäßig auch der Förderung von grenzüberschreitenden 
Investitionen von Investoren aus einem Staat im jeweils anderen und erhöhen damit 
die Rechtssicherheit für diese Unternehmen.“34 Gemäß UNCTAD existieren 
insgesamt 2950 BITs, von denen momentan 2363 aktiv sind. (Stand Dezember 2017)35 
Neben den BITs sind Verträge und Freihandelsabkommen typische Rechtsgrundlagen 
für Schiedsverfahren. Verträge sind dabei meist Vereinbarungen zwischen einer 
staatlichen Institution und einem oder mehreren ausländischen Unternehmen. 
Freihandelsabkommen sind wie BITs völkerrechtliche Verträge. Im Falle eines 
Freihandelsabkommens macht der Investitionsschutz allerdings nur einen Teilaspekt 
des gesamten Vertragswerks aus. Der Schwerpunkt dieser Abkommen liegt  meist in 
der Beseitigung von Handelshemmnissen wie Zöllen. Das bedeutendste 
Freihandelsabkommen im Kontext der Schiedsverfahren ist NAFTA. 49 der 58 
untersuchten Verfahren liefen über das nordamerikanische Abkommen. Eine weitere 
                                                 
34
 Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft (bmwfw), Bilaterale 
Investitionsschutzabkommen einschließlich Intra-EU-BITs,   
https://www.bmwfw.gv.at/Aussenwirtschaft/investitionspolitik/Seiten/BilateraleInvestitionsschutzabk
ommen.aspx ,[18.12.2017], eine Seite. 
35
 Vgl. UNCTAD (a), International Investment Agreements, 
http://investmentpolicyhub.unctad.org/IIA ,[21.12.2017], eine Seite. 
Tabelle 8 - Verteilung der Rechtsgrundlagen 
Rechtsgrundlage Anzahl
BIT 357
Investitionsrecht 15
Freihandelsabkommen 58
Vertrag 49
ECT 18
gemischt 30
andere 5
Summe 532
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Rechtsgrundlage, welche in den letzten Jahren kontinuierlich an Bedeutung gewonnen 
hat, ist die Energy Charter Treaty (ECT). Das internationale Abkommen, welches 
1994 ratifiziert wurde und 1998 in Kraft trat, zielt in erster Linie auf eine bessere 
europäische Vernetzung im Bereich der Energie ab.36 Im Vordergrund stehen dabei 
die ehemaligen Ostblock-Staaten, welche über diesen Vertrag in ein europäisches 
Energie-Netzwerk integriert werden sollen. Die Kernpunkte des Vertragswerks sind 
allerdings weniger technischer Natur, sondern beinhalten rechtliche Vereinbarungen 
bezüglich des Themas Investorenschutz und Schiedsverfahren im Kontext der 
Energiewirtschaft.37 Falls Streitigkeiten zwischen Investoren oder Unternehmen mit 
Staaten existieren, bei denen keine Einbindung in passende BITs, 
Freihandelsabkommen oder das ECT vorliegt, bietet das nationale Investitionsrecht 
ein weiteres Mittel der Wahl. In 15 Fällen wurde darauf zurückgegriffen.  
In vielen BITs sind analog zur ECT feste Regeln zum Ablauf von möglichen 
Schiedsverfahren enthalten, insbesondere die zu verwendenden Verfahrensrichtlinien 
und die zugehörigen Institutionen. Allerdings sind gerade für die Initiierung von 
ICSID-Verfahren bestimmte Hürden zu nehmen. Die erste Bedingung für ein ICSID-
Verfahren ist die Mitgliedschaft des Herkunftslandes des Klägers und des angeklagten 
Staates in der ICSID-Konvention.38 Dies ist eine zwingende Notwendigkeit. Ist diese 
nicht vollständig gegeben, da nur einer der beiden Staaten der Konvention zugehörig 
ist, besteht die Möglichkeit zumindest auf die ISCID Additional Facility (ICSID AF) 
zurückzugreifen. Gehört keiner der beiden Staaten der Konvention an, sind zumindest 
ICSID-Verfahren für die Lösung einer Streitigkeit von Staat und Investor 
ausgeschlossen. Die zweite Voraussetzung für die Einleitung eines Prozesses gemäß 
der ICSID-Verfahrensrichtlinien betrifft die Problemstellung selbst. Verhandelt 
werden können demnach nur „rechtliche Streitigkeiten“, welche „direkt aus einer 
Investition“ entspringen.39 Auch bezüglich der Problemstellung bietet die Additional 
Facility wiederrum eine weiterreichende Definition an. So können auch Streitigkeiten, 
welche „nicht direkt aus einer Investition“ entstanden sind, mithilfe eines 
Schiedsgerichtes bearbeit werden.40 Dies bedeutet ein deutlich größeres Spektrum von 
                                                 
36
 Vgl. International Energy Charter, The Energy Charter Treaty, 
http://www.energycharter.org/process/energy-charter-treaty-1994/energy-charter-treaty/ 
,[18.12.2017], eine Seite. 
37
 Vgl. ebenda. 
38
 Vgl. UNCTAD (2003), S. 16. 
39
 Vgl. ebenda. 
40
 Vgl. UNCTAD (2003), S. 19 ff. 
 21 
 
Klagemöglichkeiten für ausländische Unternehmen bzw. Investoren. Diesem Vorteil 
stehen jedoch massive Nachteile gegenüber. Im Falle der Additional Facility 
übernimmt das ICSID als Institution nahezu gar keine administrativen Aufgaben. Ein 
noch deutlich schwerwiegenderes Problem ist das Fehlen einer garantierten 
Vollstreckung der Schiedssprüche. Diese ist nur bei Verfahren möglich, bei denen 
beide Parteien die ICSID-Konvention ratifiziert haben. Denn durch die Konventions-
Mitgliedschaft beider beteiligter Staaten besteht für die Kläger die Möglichkeit, 
staatlichen Besitz im Ausland als Ausgleich für nicht geleistete Zahlungen des 
betreffenden Staates einzufordern.41 Dies ist bei Verfahren der Additional Facility 
nicht der Fall, somit besteht kein hundertprozentiger Rechtsschutz bei den 
betreffenden Schiedssprüchen.42 Gehören beide Staaten der Konvention an, ist die 
Nutzung der ICSID-AF nicht möglich. Ein typisches Beispiel für die Bedeutsamkeit 
der (Nicht-) Zugehörigkeit zur Konvention ist auch in diesem Fall das NAFTA-
Abkommen. Die USA sind Mitglied der Konvention, Mexiko und auch Kanada nicht. 
Schiedsverfahren zwischen den USA und Kanada oder Mexiko verlaufen deswegen 
nach den Verfahrensrichtlinien der Additional Facility. Prozesse zwischen Kanada und 
Mexiko müssen folgerichtig nach UNCITRAL-Regeln geführt werden.4344 Somit sind 
auch die in Investitionsschutzabkommen festgelegten Prozeduren gewissen Grenzen 
unterworfen.  
In den 70er Jahren, welche den Beginn der Schiedsgerichtbarkeit über das ICSID 
markierten, bildeten zunächst 
Verträge zwischen 
Unternehmen und Staaten die 
am häufigsten verwendete 
Rechtsgrundlage. 17 der 21 Schiedsverfahren basierten darauf. In den 90er Jahren 
veränderte sich dies zunehmend. Begründet wurde dies erneut durch die Gründung des 
Freihandelsabkommen zwischen den USA und Kanada (1989) und dessen 
Erweiterung durch die Aufnahme Mexikos und die Umbenennung zu NAFTA (1994). 
Das Abkommen entwickelte sich zu einem Katalysator für Investitionen und damit 
                                                 
41
 Vgl. ZEIT ONLINE, Internationale Schiedsgerichte, Ungleiche Gegner, November 2014, 
http://www.zeit.de/2014/47/schiedsgerichte-steuerzahler ,[05.02.2018], S. 1-2, S. 2. 
42
 Vgl. ebenda. 
43
 Vgl. ebenda. 
44
 Umgedreht schließt eine Mitgliedschaft bei der ICSID-Konvention die Nutzung der UNCITRAL-
Regeln allerdings NICHT aus. In einigen Fällen diente das ICSID beispielsweise als Institution für 
Prozesse, welche mithilfe der UNCITRAL-Verfahrensrichtlinien geführt wurden. 
Rechtsgrundlage 1970-1989 1990-2000 2001-heute
BIT 1 36 320
Vertrag 17 6 26
ECT 18
Tabelle 9 - Historische Verteilung ausgewählter Rechtsgrundlagen 
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einhergehenden Investor-State-Dispute-Settlements von US- oder kanadischen 
Investoren. Den Großteil der verwendeten Rechtsgrundlagen in den Verfahren der 
90er machten allerdings bereits die bilateralen Investitionsschutzabkommen aus. In 
dieser Dekade kam es zu einem regelrechten Boom dieser Abkommen, so wurden von 
den 2950 derzeit existierenden BITs, über die Hälfte (1542) in der Zeitspanne 
zwischen 1990-1999 abgeschlossen.45 Dennoch schlug sich diese Entwicklung 
entscheidend erst nach der Jahrtausendwende bei den Schiedsverfahren nieder. Von 
den 450 nach erfassten Verfahren nach dem Jahr 2000, basierten 320 auf einer Bilateral 
Investment Treaty. Diese Diskrepanz resultiert einerseits sicherlich aus der Zeitspanne 
zwischen Abschluss eines Abkommens und dessen späteren Inkrafttreten sowie dem 
zeitlich verzögerten Auftreten von Problemen, welche über ISDS beseitigt werden 
sollen. Allerdings sind diese Erklärungen nur bedingt haltbar. Denn allein 61 der 356 
als Rechtsgrundlage verwendeten BITs bestanden schon vor 1990. Wahrscheinlicher 
ist es, dass die Investitionsschutzabkommen zunächst tatsächlich als reine 
Schutzmaßnahme der eigenen Investitionen eingesetzt wurden. Nachdem die Zahl der 
Schiedsverfahren gerade gegen Ende der 90er Jahre allerdings immer mehr anstieg, 
wurde vielen Unternehmen und Investoren die Hebelwirkung der 
Investitionsabkommen bewusst, so dass die Zahl der Klagen ab der Jahrtausendwende 
aufgrund der bestehenden BITs rasant anstieg. 
These 4 - Bilaterale Investitionsschutzabkommen (BITs) waren der Katalysator für 
die  Entwicklung von Investor-Staats-Schiedsverfahren - ist nicht eindeutig zu 
bestätigen oder zu widerlegen. Es ist zwar augenscheinlich, dass nach den vielen neu 
gegründeten BITs in den 90er Jahren die Zahl der Klagen mit etwas Verzögerung ab 
dem Beginn der 2000er Jahre rapide anstieg, jedoch waren ein Sechstel der 
verwendeten Investitionsabkommen schon vor den 90er Jahren existent. Es ist 
dementsprechend naheliegender, dass die Großkonzerne und andere 
Interessengruppen in den 90er Jahren den Zusammenhang dieser Verträge mit 
potenziellen Schiedsverfahren erkannten und ihn fort an für sich nutzten.  
                                                 
45
 Vgl. UNCTAD (a). 
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4.2 These 5 - BITs sorgen für Gleichberechtigung zwischen den Partnern im 
Bereich der Investor-Staats-Schiedsverfahren. 
Obwohl, oder gerade weil sie die häufigste Rechtsgrundlage für Investor-Staat-
Schiedsverfahren darstellen, stehen die Bilateral Investment Treaties in der Kritik. Im 
vorliegenden Teil der Arbeit soll deswegen die „Fairness“ dieser Abkommen 
untersucht werden. Dazu werden alle der bilateralen Verträge, welche die vorliegenden 
Fälle betreffen, daraufhin untersucht, wie viele dieser Abkommen beidseitig eingesetzt 
wurden. Konkret bedeutet dies, ob beispielsweise im Zuge des 
Investitionsschutzabkommens zwischen Deutschland und Polen, neben deutschen 
Investoren und Unternehmen die gegen Polen geklagt hatten, auch polnische 
Investoren gegen die Bundesrepublik vor ein Schiedsgericht gezogen sind. Es ist zwar 
streitbar, ob dieses Vorgehen als Indikator für die Gleichberechtigung innerhalb 
derartiger Abkommen eine hundertprozentige Gültigkeit besitzt, allerdings wäre eine 
detaillierte Überprüfung der einzelnen Abkommen ohne eine Gruppe von juristischen 
Experten aufgrund der inhaltlichen Tiefe und auch des massiven Umfangs unmöglich.  
Tatsächlich sind die Ergebnisse der Untersuchung eindeutig: Bei den etwa 220 BITs, 
welche als alleinige oder teilweise Rechtsgrundlage in 379 der 532 Fälle dienten, gab 
es nur ein einziges Abkommen, bei dem in beide Richtungen geklagt wurde. In allen 
anderen Fällen wurden die völkerrechtlichen Verträge bisher nur einseitig eingesetzt. 
Die Ausnahme bildete die 1994 vereinbarte Bilateral Investment Treaty zwischen dem 
Vereinigten Königreich und Indien. Auf Grundlage dieser Vereinbarung erfolgten 3 
Schiedsverfahren, von denen zwei von britischen Investoren ausgingen und im dritten 
Fall ein indischer Kläger gegenüber England aktiv wurde. Über dieses Verfahren, im 
Übrigen das Einzige mit dem Vereinigten Königreich als Angeklagten, gibt es nahezu 
keinerlei Informationen. Es ist lediglich bekannt, dass der indische Anwalt Ashok 
Sancheti aufgrund von steigenden Mietpreisen und einer „eklatanten Diskriminierung 
von Seiten britischer Staatsorgane gegen innere Investoren“ geklagt hatte. Dieses 
Verfahren gilt als beendet, jedoch ist keinerlei Ergebnis bekannt, da der Schiedsspruch 
auf beidseitigen Wunsch nicht veröffentlich wurde.46 Das Ergebnis der vorherigen 
Untersuchung, unabhängig von der eben erwähnten Ausnahme, macht eine immense 
                                                 
46
 Vgl. Investment Treaty News, The United Kingdom tight-lipped over dispute with an Indian 
investor, Januar 2009, https://iisd.org/itn/2009/01/22/the-united-kingdom-tight-lipped-over-dispute-
with-an-indian-investor/ ,[05.01.2018], eine Seite. 
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Ungleichheit zwischen den jeweiligen „Partnern“ deutlich. Natürlich ist es dabei 
naheliegend, dass bedeutend weniger afrikanische oder südamerikanische 
Unternehmen existieren, welche überhaupt im Ausland aktiv sind und demnach ein 
deutlich niedrigeres Konfliktpotenzial besteht. Des Weiteren kann ebenfalls davon 
ausgegangen werden, dass die höhere Rechtsstaatlichkeit in Deutschland oder 
beispielsweise den USA häufigere Probleme zwischen Unternehmen und Staat 
verhindert. Dies allein kann dennoch keine Erklärung dafür sein, dass in 379 Fällen 
mit etwa 220 verschiedenen BITs in nur einem einzigen Fall ein derartiges 
Investitionsschutzabkommen beidseitig genutzt wurde. Viel realistischer ist eine 
grundsätzliche Ungleichheit der Partner innerhalb eines derartigen Abkommens, 
welche einem Partner eine viel höhere Zahl an Rechten zugesteht und der schwächeren 
Partei eine Vielzahl an Pflichten auferlegt. 
Ein gutes Beispiel für diese Problematik ist das südamerikanische Land Ecuador. 
Nachdem dieser Staat mehrfach das Ziel für Investor-Staat-Schiedsverfahren darstellte 
und dabei ebenfalls mehrfach verlor und somit zu hohen Entschädigungszahlungen 
verurteilt wurde, erfolgte im Jahr 2012 die Verurteilung Ecuadors zur Zahlung von 1,7 
Milliarden Dollar. Dies war zum damaligen Zeitpunkt die höchste 
Schadenersatzzahlung, welche je einem Land über ein Schiedsgericht auferlegt wurde. 
Der Schiedsspruch resultierte aus einem Rechtsstreit zwischen dem US-
amerikanischen Ölkonzern Occidental Petroleum und dem Staat Ecuador. Der 
Konzern veräußerte einen beträchtlichen Teil seiner Produktionsrechte an ein weiteres 
Unternehmen, allerdings ohne vorherige Absprache mit Ecuador. Der Staat beendete 
daraufhin den 1999 geschlossenen Fördervertrag mit Occidental, denn aus seiner Sicht 
war der Verkauf ein Vertragsbruch.47 Nach dem Aufkündigen des Fördervertrags 
initiierte der amerikanische Öl-Gigant 2006 ein Investor-Staat-Schiedsverfahren 
gegen Ecuador und forderte dabei eine Schadenersatzzahlung Ecuadors in Höhe von 
einer Milliarde Dollar. Entgegen den Erwartungen der ecuadorianischen Regierung 
entschied das Tribunal im Rahmen eines ICSID-Verfahrens für Occidental Petroleum. 
Das Besondere an diesem Fall war neben der außergewöhnlich hohen Summe die 
Tatsache, dass das Schiedsgericht Ecuador sogar zu einer höheren Zahlung verurteilte 
als es der amerikanische Konzern einforderte. Dies ist einer von lediglich zwei Fällen 
                                                 
47
 Vgl. amerika21, Warum beendete Ecuador seine bilateralen Investitionsabkommen?, Juli 2017, 
https://amerika21.de/analyse/178008/ecuador-investionsabkommen ,[05.01.2018], eine Seite. 
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bei dem der gewährte Schadenersatz die ursprüngliche Forderung überschritt. Das 
Schiedsgericht bemaß den Schaden durch die vorzeitige Auflösung des Vertrags auf 
2,359 Milliarden Dollar. Da Occidental jedoch einen beträchtlichen Teil seiner 
Produktionsrechte an eine dritte Partei veräußert hatte, wurde die Schadenssumme um 
25% auf 1,76 Milliarden reduziert.4849 Infolge dieser Entscheidung, welche 
internationale Aufmerksamkeit erregte, gründete die ecuadorianische Regierung eine 
unabhängige Untersuchungskommission mit dem Ziel der Bewertung und Einordnung 
der eigenen bilateralen Investitionsschutzabkommen. Die Ergebnisse dieser 
Arbeitsgruppe fielen sehr negativ aus. So brächten die völkerrechtlichen Verträge 
keinerlei Verbesserung des Investitionsklimas von Seiten der ausländischen 
Investoren, sondern nur Risiken und Kosten für den Staat.50 Das Argument der 
angeblichen Magnetwirkung von BITs für ausländische Investoren konnte selbst in 
Schiedsgerichts-freundlichen Publikationen nicht uneingeschränkt bestätigt werden.51 
Als weiteres Ergebnis der Kommission wurde auf einen starken Verlust staatlicher 
Souveränität verwiesen. Regierungsvertreter von Entwicklungs- und 
Schwellenländern hätten in den 90er Jahren, in denen ein Großteil der BITs 
abgeschlossen wurden, die Verträge weder ernsthaft überprüft und auch nicht 
parlamentarisch darüber abstimmen lassen, sondern nahezu blind unterschrieben.52 
Die Folgen der Abkommen wären massive Einschränkungen der Handlungsfähigkeit 
der betreffenden Staaten. Diese Handlungsunfähigkeit würde sich auch auf 
nachhaltige Problembereiche wie die Umwelt oder gar die menschliche Gesundheit 
auswirken. Ein bekanntes Beispiel dafür war die neuseeländische Regierung, welche 
den Beschluss über ihr eigenes Anti-Tabak-Gesetz auf Eis legte, da zu der Zeit ein 
ISDS zwischen dem Tabakkonzern Philipp Morris und Australien bestand. Erst nach 
dem Ergebnis dieses Verfahrens sollte gehandelt werden.53 Dies ist ein typisches 
Beispiel für den sogenannten regulatory chil (dt. regulatorischer Stillstand)l. Dieser 
Effekt bedeutet eine massive Einschränkung oder Blockade der staatlichen 
                                                 
48
 Vgl. International Centre for the Settlement of Investment Disputes, Award, Oktober 2012, 
https://www.italaw.com/sites/default/files/case-documents/italaw1094.pdf ,[05.01.2018], S. 1-326, S. 
326. 
49
 In diesem Fall wird der Schiedsspruch explizit als Quelle aufgeführt, da die Angabe im Artikel von 
amerika21 angegebenen 2,359 Mrd. um 25% reduziert wurden, und die Angabe somit unvollständig 
bzw. falsch ist.  
50
 Vgl. amerika21 (2017). 
51
 Vgl. BDI (2015), S. 19. 
52
 Vgl. amerika21 (2017). 
53
 Vgl. Eberhardt (2014), S. 8. 
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Gesetzgebung aufgrund der Angst vor massiven Schadenersatzforderungen privater 
Konzerne mithilfe von Schiedsverfahren.54 Angeblich wäre dieses Phänomen 
allerdings nicht nur ein Problem der Entwicklungsländer, sondern beträfe im Kontext 
von NAFTA sogar die USA und Kanada. So hätten die betreffenden Regierungen ab 
einem bestimmten Punkt begriffen, dass sie „zahlen müssen, um zu regieren.“55 Das 
Unterzeichnen bzw. das Eingehen der bilateralen Investitionsschutzabkommen 
erfolgte oft auch auf Druck oder Empfehlung der mächtigen, internationalen 
Organisationen IWF, Weltbank, EU-Kommission oder WTO. Es sind die gleichen 
Organisationen, welche sehr schnell Warnungen aussprechen, sobald sich Staaten aus 
derartigen Verträgen zurückziehen wollen. Neben Ecuador, das alle seine Abkommen 
aufkündigte, zogen sich auch beispielsweise Indonesien, Südafrika oder Venezuela im 
Bereich der BITs weitestgehend zurück.56 Zusätzlich sind Bolivien (2007), Ecuador 
(2010) und Venezuela (2012) aus der ISCID-Konvention ausgetreten und somit der 
unmittelbaren Reichweite der Weltbankschiedsgerichte „entflohen“. 
Abschließend kann zum Fall Ecuador gesagt werden, dass die Regierung in den 
folgenden Jahren versuchte, den Schiedsspruch zu annullieren. Nachdem die Versuche 
einer vollständigen Annullierung scheiterten, konnte der Staat Ecuador 2015 den 
Erfolg verbuchen, dass der zu zahlende Schadenersatz reduziert wurde. So erfolgte im 
Zuge einer teilweisen Annullierung die nicht geringe Senkung der vom Schiedsgericht 
bestimmten Summe von 1,7 Mrd. auf 1,061 Mrd. Dollar. Diese Summe überragte zwar 
immer noch die Forderung von Occidental, aber es sparte 600 Millionen für den 
ecuadorianischen Staatshaushalt.            
These 5 - BITs sorgen für Gleichberechtigung zwischen den Partnern im Bereich 
der Investor-Staats-Schiedsverfahren - muss im Kontext dieser Überprüfung 
vollkommen widerlegt werden. Natürlich ist es nach wie vor unklar, wie die Verträge 
im Einzelnen ausformuliert sind. Jedoch ist nur ein einziges Abkommen, in Relation 
zu über 220 überprüften, bei dem in beide Richtungen geklagt wurde, ein deutliches 
Zeichen dafür, dass von Fairness im Kontext dieser Abkommen nicht zu sprechen ist. 
Die Ergebnisse bestätigen die Tendenzen von Kapitel 3. 
                                                 
54
 Vgl. ebenda. 
55
 Greider, William, The Right and US Trade Law: Invalidating the 20th Century 
How the right is using trade law to overturn American democracy., in: The Nation, Oktober 2001, 
https://www.thenation.com/article/right-and-us-trade-law-invalidating-20th-century/ ,[08.01.2018], 
eine Seite. 
56
 Vgl. amerika21 (2017). 
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5. Entscheidungen der Schiedsgerichte 
5.1 These 6 - Um zu mehr Klagen anzuregen, entscheiden die Schiedsgerichte 
tendenziell pro Investor. 
Der wahrscheinlich populärste Vorwurf an Investor-Staat-Schiedsverfahren besagt, 
dass die Schiedsgerichte die Kläger tendenziell bevorteilen. Die Schiedsrichter  
würden aufgrund der hohen Honorare ein eigenes Interesse daran besitzen, die 
Verfahren so attraktiv und demnach erfolgreich für die Kläger zu gestalten. Somit 
bestehe ein Anreiz, auch künftig auf sie zurückzugreifen. Pia Eberhardt beschreibt dies 
in ihrer kritischen Publikation, welche über die Friedrich-Ebert-Stiftung veröffentlicht 
wurde, wie folgt: „Die kommerziellen Schiedsrichter_innen, die umso mehr 
verdienen, je mehr Prozesse es gibt, neigen dazu, das schwammige Investitionsrecht 
breit und damit zugunsten des Investors auszulegen – was die Chancen von 
zukünftigen Klagen erhöht…“.57 Diese Argumentation erscheint auf den ersten Blick 
schlüssig, lässt aber einen gewichtigen Punkt außer Acht.  
Die Tribunale, also die Gruppen von Schiedsrichtern, welche meist aus 3 Personen 
bestehen, werden nicht allesamt von einer Institution oder gar allein vom Kläger 
ernannt. Jede Partei kann jeweils einen Schiedsrichter benennen. Der dritte 
Schiedsrichter wird dann von den beiden gewählten Schiedsrichtern, oder bei einem 
Verfahren mit institutioneller Begleitung (z.B. ICSID), von der entsprechenden 
Institution ernannt.58 Dementsprechend können sowohl Kläger (Investor) als auch 
Angeklagter (Staat) jeweils einen der drei Entscheider bestimmen. Da es aufgrund der 
extrem komplexen Verfahren, welche auf Basis einer Vielzahl von Rechtsgrundlagen 
geführt werden können, nur wenig geeignete Juristen für ein derartiges Unterfangen 
gibt, ist es wahrscheinlich, dass einzelne Schiedsrichter mehrere Investor-Staat-
Schiedsverfahren bearbeiten. Fällt ein Schiedsrichter dadurch auf, dass er tendenziell 
eher für den Investor oder den Staat entscheidet, besteht von der potenziell bevorteilten 
Partei ein Interesse, die betreffende Person als Schiedsrichter zu ernennen. Dies betrifft 
aber eben nicht nur den Kläger, sondern auch den angeklagten Staat. Somit würde es 
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 Eberhardt (2014), S. 6. 
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 Vgl. schiedsgericht.expert, Die Ablehnung von Schiedsrichtern in Schiedsverfahren, August 2016, 
https://schiedsgericht.expert/die-ablehnung-von-schiedsrichtern-in-schiedsverfahren/ ,[09.01.2018], 
eine Seite. 
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ebenfalls Sinn ergeben, tendenziell pro Staat zu entscheiden.59 Die Aussage Eberhardts 
ist dennoch nicht völlig falsch, denn ein Investor-Staat-Schiedserfahren kann nur von 
Seiten einer privaten Partei, also einem Investor oder Unternehmen, initiiert werden, 
jedoch nicht von einem Staat.60 Somit wäre es grundsätzlich natürlich lohnenswerter, 
durch Investor-freundliche Entscheidungen für derartige Prozesse zu „werben“.  
Die Zusammenstellung eines Tribunals muss grundsätzlich von beiden Parteien 
bestätigt werden. Liegt also ein Verdacht für die fehlende Unparteilichkeit eines 
Schiedsrichters vor, so kann dessen Ernennung angefochten werden. Die betreffende 
Fraktion muss im Falle einer erfolgreichen Anfechtung eine Neubesetzung 
vornehmen. Ein weiterer Grund für eine derartige Anfechtung besteht in der 
„Inkompetenz“ bzw. fehlenden Eignung eines vorgeschlagenen Schiedsrichters.61 
Eine weitere Gefahr für die faire Beurteilung eines Sachverhaltes durch einen 
Schiedsrichter liegt in dessen Bezahlung. Gerade in ad hoc-Verfahren, also Prozessen 
ohne institutionelle Begleitung und festgelegte Regeln, bezahlen die Streitparteien die 
von ihnen gewählten Schiedsrichter meist selbst. Der daraus resultierende 
Interessenkonflikt für die betreffenden Personen ist offensichtlich. In Verfahren mit 
institutioneller Begleitung besteht die Möglichkeit der Vergütung der Schiedsrichter 
über die Institution62, somit kann die Gefahr einer finanziellen Manipulation minimiert 
werden.  
Die Bedeutung der Schiedsrichter wurde näher beschrieben, da diese im Normalfall 
über das Resultat eines ISDS entscheiden. Bei der hier vorliegenden Untersuchung der 
532 Fälle wird zwischen fünf verschiedenen möglichen Resultaten eines 
Schiedsverfahrens unterschieden: 
1.) Zu Gunsten des Investors: In diesem Fall entscheidet das Tribunal für den 
Kläger. Dabei wird dem klagenden Investor eine Schadenersatzzahlung 
zugesprochen, die der verklagte Staat in einem bestimmten Zeitraum zu leisten 
hat. Im Normalfall liegt der gewährte Schadenersatz (deutlich) unter der vom 
Kläger geforderten Summe. In Sonderfällen erfolgen Klagen ohne 
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 Die aufgeführten Szenarien sind rein theoretischer Natur. Die Aufgabe eines Schiedsrichters besteht 
grundsätzlich darin, neutral und auf Grundlage des verwendeten Rechts zu entscheiden. 
60
 Vgl. Eberhardt (2014), S. 9. 
61
 Vgl. schiedsgericht.expert (2016). 
62
 Vgl. Wolff, Reinmar, Grundzüge des Schiedsverfahrensrechts, in: JuS 2008 Heft 2, 2008, 
https://www.uni-trier.de/fileadmin/fb5/prof/BRZIPR/veranstaltungen/zpo2/jus2008_108.pdf 
,[09.01.2018], S.108-114, S. 111. 
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Schadenersatzforderung. Fallen diese zu Gunsten des Investors aus, bekommt 
dieser zwar Recht, aber hat keinen Anspruch auf eine Kompensationszahlung.  
2.) Zu Gunsten des Staats: Entscheidet das Schiedsgericht für den Staat, wird die 
Schadenersatzforderung des Klägers abgewiesen. Es fällt dementsprechend 
keine Zahlung an den Kläger an. In manchen Fällen kann dem Staat eine 
Aufwandsentschädigung zugesprochen werden. Zudem existiert im Falle einer 
Entscheidung für den Staat, auch ein „Freispruch 2. Klasse“. Dies trifft dann 
zu, wenn das Schiedsgericht entscheidet, dass es keine oder nicht ausreichend 
juristische Kompetenz für das betreffende Verfahren besitzt. Da das Berufen 
auf fehlende Kompetenz des Gerichts eine beliebte Methode der Verteidigung 
darstellt, wird in einer Vielzahl von Prozessen zunächst ein sogenannter 
„Award on Jurisdiction“ verabschiedet. Fällt dieser positiv aus, ist das Gericht 
überhaupt erst zuständig oder kompetent, den Sachverhalt zu beurteilen. Fällt 
dieser Schiedsspruch negativ aus, wird das Verfahren daraufhin eingestellt. 
3.) Einigung: Das dritte mögliche Ergebnis in einem Schiedsverfahren ist die 
Einigung. Dem Name entsprechend einigen sich bei diesem Resultat beide 
Parteien auf eine Lösung des vorliegenden Streitfalls.63 Dies kann entweder 
eine bestimmte Zahlung von Seiten des Staates sein, oder eine gesetzliche 
Änderung. Die Einigung kann vor dem Schiedsgericht oder außergerichtlich 
erzielt werden. Weiterhin kann diese bei Bedarf mit einem zugehörigen 
Schiedsspruch untermauert werden. In der vorliegenden Untersuchung wird 
aufgrund fehlender genauerer Informationen nur zwischen Einigung mit oder 
ohne Schiedsspruch entschieden. Der Begriff der „Einigung“ wirft einen 
positives Licht auf den Ausgang eines Schiedsverfahrens, obwohl dieser 
oftmals nur „positiv“ für eine Seite (Kläger) ist. Es werden Angebote der 
Kläger akzeptiert, um eine wahrscheinlich noch kostspieligere Niederlage 
abzuwenden. 
4.) Verfahren eingestellt: Verfahren können unter verschiedenen Umständen 
ergebnislos eingestellt werden. Typische Beispiele dafür sind Fälle bei denen 
die Anklage von Seiten des Klägers zurückgezogen wird. Ebenfalls oft werden 
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 Unter den Bereich der „Einigung“ fällt in dieser Arbeit ebenfalls der „Vergleich“, bei dem das 
Gericht beide Streitparteien zu einer Art Kompromiss verurteilt. Im Englischen wird für ein derartiges 
Resultat von „settlement“ oder „settled“ gesprochen, was im Deutschen nicht eindeutig zu übersetzen 
ist. Demnach werden alle Resultate egal ob erzwungener Kompromiss oder gütliche Einigung in der 
vorliegenden Arbeit als „Einigung“ bezeichnet. Dies ist bei anderen Arbeiten zu diesem Thema 
ähnlich. 
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Verfahren vorzeitig eingestellt, wenn gerade bei ICSID-Prozessen die 
finanziellen Vorleistungen von einer oder beiden Parteien nicht erbracht 
werden. 
5.) Unklar: Obwohl die Dokumente zu den Investor-Staat-Schiedsverfahren 
weitaus zugänglicher sind als allgemein angenommen, gibt es bei bestimmten 
Verfahren nur wenige oder gar keine Informationen. Die betreffenden ISDS 
werden schlussendlich auf Seiten der Gerichtshöfe oder Foren als „beendet“ 
gelistet, ohne das weitere Informationen über deren Ausgang bekannt sind. 
Diese Fälle werden in der vorliegenden Arbeit als „unklar“ bezeichnet. Das 
Ergebnis eines Verfahrens wird ebenfalls als „unklar“ gelistet, wenn es nicht 
klar ist, ob es fortgesetzt wird oder beendet ist. 
Tabelle 10 zeigt die Verteilung der Ergebnisse bei den hier untersuchten 
Schiedsverfahren. Es wird deutlich, dass von einer reinen Bevorteilung der Investoren 
keine Rede sein kann. Lediglich 23% aller Schiedsverfahren werden für den Kläger 
entschieden, dagegen geht bei einem Drittel aller Verfahren der Staat als Sieger hervor. 
Einigungen bzw. Vergleiche treten ähnlich zu den Entscheidungen pro Investor 
ebenfalls in 22% aller Verfahren auf. Etwa ein Fünftel aller Verfahren werden 
vorzeitig eingestellt oder deren Ergebnis ist der Öffentlichkeit nicht bekannt. 
In nur 10 der 125 Fälle, aus denen der Investor als Sieger hervor ging, wurde kein 
Schadenersatz gewährt, die anderen Schiedssprüche zu Gunsten des Klägers zogen 
stets Zahlungen der Staaten nach sich. Bei den Einigungen bzw. Vergleichen wurde 
etwa bei einem Viertel zusätzlich ein Schiedsspruch verabschiedet, der die erarbeiteten 
Ergebnisse nochmal bindend zusammenfasste. Es ist trotzdem zu beachten, dass die 
Einigungen ebenfalls als vorteilhaft für den Investor zu sehen sind. Von 5 höchsten 
Schadenersatzzahlungen, welche bis zum jetzigen Zeitpunkt für Staaten durch 
Schiedsverfahren angefallen sind, entsprangen die ersten drei einer Einigung und eben 
keinem Schiedsspruch zu Gunsten des Investors. Somit könnte im weiteren Sinne auch 
Tabelle 10 - Verteilung der Ergebnisse der Schiedsverfahren 
Resultat Anzahl % Anzahl % Anzahl %
Investor 94 25% 31 19% 125 23%
Einigung 78 21% 41 26% 119 22%
Staat 117 31% 60 38% 177 33%
Verfahren eingestellt 60 16% 20 13% 80 15%
unklar 24 6% 7 4% 31 6%
Summe 373 100% 159 100% 532 100%
ICSID / (AF) UNCITRAL GESAMT
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davon gesprochen werden, dass nicht nur in 23%, sondern sogar in 45% der Fälle das 
Ergebnis zu Gunsten des Klägers ausfiel.  
Der größte prozentuale Anteil der Ergebnisse entfällt jedoch auf Urteile zu Gunsten 
des Staates. Jedes dritte 
ISDS wird demnach 
durchschnittlich für das 
angeklagte Land entschieden. Interessant dabei ist, dass sich die Rechtsprechung im 
Laufe der Zeit anscheinend auch ein wenig geändert hat. Lag der prozentuale Anteil 
der für den Staat entschiedenen Verfahren in der ersten Hälfte (lfd. Nr. 1-266) aller 
untersuchten Fälle bei etwa 27%, waren es ab 2007 fast 39% aller Verfahren. Von 
noch größerer Bedeutung ist der Anteil der Prozesse, welche aufgrund fehlender 
Zuständigkeit bzw. fehlender juristischer Kompetenz des Schiedsgerichts für den 
Angeklagten entschieden worden. 66 der 178 für den Staat erfolgreichen Verfahren 
waren demnach “Freisprüche zweiter Klasse“. Dies ist deswegen wichtig, da es der zu 
überprüfenden These geradezu diametral entgegensteht: Während in Publikationen 
behauptet wird, dass absichtlich eine Vielzahl von Fällen von Schiedsgerichten 
angenommen werden,64 um künftige Klagen anzuregen, wird in der Realität ein nicht 
unbedeutender Teil der Streitfälle nicht einmal beurteilt, aufgrund „fehlender 
Zuständigkeit“.  
Tabelle 10 erzeugt ebenfalls das Trugbild, dass der Ausgang des Verfahrens durch 
Auswahl der Richtlinie bestimmt wird. Somit würden Schiedsverfahren, welche nach 
UNCITRAL-Regeln geführt werden, den Staat tendenziell bevorteilen bzw. würden 
die Angeklagten in diesen Verfahren besser abschneiden. Dies stimmt allerdings nicht. 
Die prozentualen Differenzen entspringen vor allem dem Zeitpunkt bzw. Zeitraum der 
erfassten Prozesse. Während ISDS gemäß ICSID seit 1972 bis heute geführt werden,  
wurde erst Anfang bzw. Mitte der 2000er Jahre großflächig auf UNCITRAL als 
Verfahrensrichtlinie zurückgegriffen. Die prozentuale Verteilung der Resultate  gemäß 
dieser Verfahrensrichtlinie liegt in den Positionen „zu Gunsten des Investors“ und „zu 
Gunsten des Staates“ extrem nahe an den Ergebnissen der historischen Untersuchung 
(Tabelle 11). So ist die Siegesquote des Staates in den Fällen 267 - 532 bei den bereits 
oben erwähnten 39%, bei allen UNCITRAL-Verfahren liegt sie bei 38% (Tabelle 10). 
Die Siegesquote der Kläger beziffert sich bei den Fällen 267 bis 532 auf 18%, bei allen 
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 Vgl. Eberhardt (2014), S. 6. 
Tabelle 11 - Historische Verteilung ausgewählter Ergebnisse 
lfd. Nr. der Fälle Jahre Investor Staat
1 - 266 1972 - 2007 28% 27%
267 - 532 2007 - 2017 18% 39%
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untersuchten Prozessen gemäß UNCITRAL bei etwa 19%. Aus der Nähe der Werte, 
18%-19% / 38%-39%, wird deutlich, dass die Resultate der Schiedsverfahren durch 
den jeweiligen Erhebungszeitraum und nicht durch die zugrunde gelegte 
Verfahrensrichtlinie determiniert wurden.  
Abschließend kann These 6 - Um zu mehr Klagen anzuregen, entscheiden die 
Schiedsgerichte tendenziell pro Investor – vollständig widerlegt werden. Nur in 23% 
aller Fälle fiel die gerichtliche Entscheidung zu Gunsten des Klägers aus. Daraus ist 
keinerlei positive Tendenz abzuleiten. Ganz im Gegenteil: In einem Drittel aller 
Prozesse entschieden die Schiedsgerichte für den Staat, davon wiederrum waren sogar 
37% „Freisprüche zweiter Klasse“, demnach Urteile bei denen nicht die „Unschuld“ 
eines Landes nachgewiesen wurde, sondern das Gericht über keine juristische 
Zuständigkeit oder Kompetenz zum jeweiligen Streitfall verfügte. Weiterhin kommt 
dazu, dass in den letzten 10 Jahren sogar noch häufiger zu Gunsten des Staates und 
entgegen der Kläger geurteilt wurde. Dennoch muss kritisch hinzugefügt werden, dass 
die Einigungen oder Vergleiche im weiteren Sinne auch als positives Ergebnis für den 
Investor gewertet werden können. Unter dieser Perspektive würde in fast der Hälfte 
(45%) aller Prozesse der Investor gewinnen. Was allerdings tatsächlich als Erfolg oder 
Niederlage zu werten ist, hängt letztendlich auch von den konkreten Forderungen der 
Investoren und sonstigen Umständen in einem speziellen Fall ab.  
5.2 These 7 -  Kläger aus Industrieländern gewinnen im Schnitt öfter als 
Kläger aus ärmeren Ländern. 
Im Fall der bilateralen Investitionsschutzabkommen und auch bei der Verteilung der 
Klagen wurde eine Bevorteilung der wirtschaftlich stärkeren Länder deutlich. Dieses 
Übergewicht soll im folgenden Abschnitt ebenfalls im Bereich der 
Entscheidungsfindung überprüft werden. Dabei erfolgt eine Untersuchung der 
Verfahren von Unternehmen mit den Herkunftsländern, welche am meisten an 
Schiedsverfahren beteiligt waren.65 Zunächst muss aber gesagt werden, dass diese Art 
der Schiedsverfahren, die Arbitration, nicht die einzige Möglichkeit darstellt, einen 
Disput zwischen einem Unternehmen und einem fremden Staat beizulegen. Die andere 
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Variante, welche sowohl auf Ebene des ICSID66 als auch bei UNCITRAL67 existiert, 
allerdings selten genutzt wird, ist die sogenannte Conciliation (dt. Vermittlung).   
Dieses Verfahren bildet in gewisser Weise den Gegenpol zur normalen 
Schiedsgerichtbarkeit. Somit existieren einige Unterschiede. Während eine 
gewöhnliche Arbitration darauf abzielt, durch eine dritte Partei (das Tribunal) eine 
Entscheidung zu Gunsten einer der beiden Streitparteien zu fällen, liegt das 
Hauptaugenmerk der Vermittlung auf der Kompromissfindung zwischen Staat und 
Investor. Während der Charakter der ersteren Variante eher durch eine gewisse 
Feindseligkeit geprägt ist, geht es bei der Vermittlung um eine konstruktive 
Lösungsfindung von der beide Seiten profitieren. Ein weiterer Unterschied liegt im 
potenziellen Ergebnis einer derartigen Vermittlung. Das gewöhnliche 
Schiedsverfahren zielt auf die Zahlung einer Schadenersatzzahlung ab, die 
Vermittlung favorisiert dagegen eine Einigung, die sich beispielsweise in Gesetzen, 
Sonderreglungen etc. widerspiegelt. Des Weiteren ist der Charakter der neutralen 
Partei ein deutlich anderer. Im Falle einer Vermittlung wird von dieser Partei nichts 
entschieden, sondern lediglich vermittelt bzw. als Mediator agiert.68 Aber der 
entscheidende Unterschied, der wahrscheinlich auch der Grund dafür ist, weshalb sich 
die Vermittlung egal ob im Kontext von ICSID oder UNCITRAL nicht durchgesetzt 
hat, besteht in der Unsicherheit, ob überhaupt ein Konsens erreicht werden kann. 
Sobald eine Streitpartei sich dagegenstellt, kommt es zu keiner Lösung.69 Ebenfalls 
fraglich ist die Verbindlichkeit einer  derartig getroffenen Vereinbarung. 
Aus den genannten Gründen lag das Hauptaugenmerk bei Streitigkeiten zwischen 
privaten und öffentlichen 
Parteien verschiedener 
Länder stets bei den 
gewöhnlichen Investor-
Staat-Schiedsverfahren. 
Wenn ein derartiges 
Verfahren einmal 
begonnen wurde, hängt der Ausgang im Regelfall allein am Schiedsspruch. Die 
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 Vgl. UNCTAD (2003), S. 14. 
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 Vgl. Rechtsanwälte.de. 
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 Vgl. UNCTAD (2003), S. 3 f. 
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 Vgl. ebenda. 
Tabelle 12- Siegesquoten der Investoren aus den häufigsten Klägerländern 
Investor Einigung Summe Staat
USA 21% 22% 43% 39%
Niederlande 13% 32% 45% 30%
GB 27% 27% 54% 23%
Frankreich 33% 30% 63% 20%
Deutschland 33% 4% 37% 48%
Italien 39% 14% 53% 25%
Kanada 10% 14% 24% 66%
allgemein 23% 22% 45% 33%
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Analyse der Schiedssprüche, bei denen Kläger aus den Ländern mit der häufigsten 
Klagebeteiligung entstammen, führte zu folgendem Ergebnis: Es gibt keinerlei 
Tendenzen für eine Bevorteilung von Unternehmen aus diesen Ländern. Die 
jeweiligen Quoten für gewonnene Verfahren, Einigungen oder verlorene Verfahren 
sind je nach Herkunftsland völlig unterschiedlich. So gewinnen Investoren aus 
Deutschland oder Frankreich durchschnittlich jedes dritte Verfahren, Kläger aus 
Italien im Schnitt sogar fast in 40% der Fälle. Währenddessen liegt Siegesquote von 
Kanada bei gerade einmal 10%. Die Niederlande, die am zweithäufigsten das 
Herkunftsland von Investoren im Kontext von ISDS bilden, liegen mit lediglich 13% 
erfolgreicher Prozesse ebenfalls sehr niedrig, erzielen aber mit einem Drittel die 
höchste Quote bezüglich Einigungen. Das Vereinigte Königreich und Frankreich sind 
die einzigen Länder bei denen die zugehörigen Investoren in allen 3 Bereichen bessere 
Resultate erzielten als der Durchschnitt. Am erfolglosesten waren kanadische Kläger 
bei denen gerade einmal ein Viertel aller Prozesse mit einer Einigung oder gar einem 
Sieg für den Investor endeten und zwei Drittel aller ISDS verloren wurden. Allerdings 
ist die Erfolglosigkeit damit zu erklären, dass 15 der 29 Verfahren, welche von 
kanadischen Unternehmen begonnen wurden, gegen die USA gerichtet waren.  
These 7 - Kläger aus Industrieländern gewinnen im Schnitt öfter als Kläger aus 
ärmeren Ländern - ist somit nicht zutreffend und muss widerlegt werden. Aus den 
Ergebnissen der Schiedsverfahren von Klägern aus den USA, Frankreich, Deutschland 
etc. geht keinerlei Tendenz hervor, sondern eher das Gegenteil ist der Fall. Die 
Ergebnisse von Schiedsverfahren hängen nicht vom Herkunftsland der Kläger ab, 
sondern werden individuell von Seiten des Tribunals beurteilt. Die Einseitigkeit wie 
bei der Verteilung der Verfahren oder bei den BITs kann im Bereich der 
Schiedssprüche nicht einmal ansatzweise nachgewiesen werden. 
5.3 These 8 - Urteile von Schiedsgerichten sind unumstößlich. Eine Revision 
ist nicht möglich. 
Ein weiterer beliebter Kritikpunkt gegenüber Schiedsverfahren ist die fehlende 
Möglichkeit der Revision und somit die vermeintliche Endgültigkeit der Urteile, 
welche in den zugehörigen Schiedssprüchen niedergeschrieben werden. Tatsächlich 
gibt es bei ISDS keine Möglichkeit zur Revision. Dies sei allerdings von den 
Streitparteien innerhalb eines Schiedsverfahrens auch so gewollt: „Eine Revision ist 
nicht erwünscht. Die entfallende Revision und der damit verbundene Zeitgewinn und 
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die Kosteneinsparung sind ja gerade wichtige Kennzeichen, die das 
Schiedsgerichtsverfahren vom Gerichtsverfahren differenzieren“.70 Ob tatsächlich 
auch die Staaten, also die stets verklagte Partei bei Investor-Staat-Schiedsverfahren, 
diesen Ablauf befürworten, ist jedoch zweifelhaft. Dennoch sind Schiedssprüche, 
welche normalerweise das Ende eines Schiedsverfahrens kennzeichnen, nicht 
zwangsläufig als endgültig zu sehen. Im Falle von Verfahren, welche über das ICSID 
geführt werden, besteht die Möglichkeit zu einer Annullierung des Schiedsspruchs, 
das sogenannte Annulment proceeding (Annullierungsprozess).71 
Im Rahmen der ICSID-Schiedsgerichtbarkeit ist es möglich, einen Schiedsspruch 
unter besonderen Voraussetzungen annullieren zu lassen. Dies ist allerdings kein 
einfaches Unterfangen, so spricht die Expertin Lise Johnson davon, dass die 
Interpretationen von Annullierungskomitees „erect strong shields around ICSID 
awards“.72 In der Regel werden Annullierungsgesuche von der Verliererpartei bei einem 
Schiedsverfahren eingereicht. Zumeist geschieht dies, wenn der Schiedsspruch nicht 
einstimmig, sondern per Mehrheitsbeschluss (2 zu 1 Schiedsrichter) beschlossen wurde. 
Wird ein Annullierungsverfahren eingeleitet, so erfolgt zunächst die Gründung eines 
Annullierungskomitees. Dieses Komitee entscheidet schließlich darüber, ob ein 
Schiedsspruch annulliert werden muss, oder die Annullierung abgelehnt wird. Eine 
Annullierung kann den vollständigen Schiedsspruch betreffen oder nur bestimmte Inhalte. 
Die Gründe für eine Annullierung werden in Artikel 52 der ICSID-Konvention aufgeführt. 
Dazu zählen:73 
 keine ordnungsgemäße Zusammensetzung des Tribunals 
 massive Überschreitung der Kompetenzen seitens des Tribunals 
 Korruption innerhalb des Tribunals 
 Abkehr von fundamentalen Verfahrensregeln  
 unzureichende oder fehlerhafte Begründung des Urteils 
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 Hammes, Michael, Bewährtes Werkzeug oder Teufelswerk? Schiedsgerichtsbarkeit zur Beilegung 
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Der Vorwurf einer nicht „ordnungsgemäßen Zusammensetzung“ des Tribunals bezieht 
sich grundsätzlich auf die Auswahl der Schiedsrichter. Dabei kann es im Nachhinein 
zu einer Annullierung kommen, wenn der Schiedsrichter nicht die notwendige 
(juristische) Kompetenz besitzt oder sich in einem Interessenkonflikt befindet und 
dementsprechend nicht neutral agieren kann. Beispielsweise erfolgte ein derartiger 
Vorwurf an die Schiedsrichterin Gabrielle Kaufmann-Kohler, welche im Zuge des 
Verfahrens zwischen dem französischen Unternehmen Vivendi Universal S.A. und 
Argentinien (ARB 97/3)74 gleichzeitig im Vorstand des Hauptanteilseigners der  
Klägerpartei Vivendi S.A. gearbeitet hat.75 
Unter einer „massiven Überschreitung der Kompetenzen seitens des Tribunals“ sind 
verschiedene Verfehlungen zu verstehen. Der häufigste Grund, der im Zuge dieses 
Paragraphen zur Begründung einer Annullierung vorgebracht wird, ist die fehlende 
Zuständigkeit eines Tribunals für den beurteilenden Sachverhalt. Ein anderer Grund 
ist die Wahl einer falschen Rechtsgrundlage bei der Bearbeitung einer 
Problemstellung. Interessanterweise ist die Wahl der falschen Rechtsgrundlage ein 
deutlich schwerwiegender Verstoß bzgl. einer Annullierung als die falsche Auslegung 
der richtigen rechtlichen Grundlage.76 Die dritte Möglichkeit zur Annullierung besteht 
im Nachweis von Korruption bzw. Bestechlichkeit innerhalb eines Tribunals. Dieser 
Artikel fand in der Vergangenheit allerdings kaum oder gar keine Anwendung.77 Der 
vierte Grund für die mögliche Auflösung eines Schiedsspruchs besteht dann, wenn im 
Prozess von den normalen Verfahrensregeln abgewichen wird. Die finale Möglichkeit, 
um eine Annullierung durchzusetzen, besteht darin, nachzuweisen, dass ein 
Schiedsspruch mangelhaft begründet wurde. In der Realität ist die Auslegung dieses 
Paragraphen allerdings sehr wohlwollend gegenüber den Schiedsrichtern. Konkret 
bedeutet dies, dass im Kontext dieser Regel ein Schiedsspruch nur dann annulliert 
wird, wenn überhaupt keine Begründung für das Urteil vorliegt.78 
Von vorliegenden 532 Prozessen, bei denen 373 gemäß ICSID oder ICSID Additional 
Facility geführt worden, kam es in 82 Fällen zu Folgeverfahren, bei denen der vom 
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 ARB 97/3 ist die Kennzeichnung des entsprechenden Schiedsverfahrens. ARB=Arbitration Rules, 
97/3 = 3. Investor-Staat-Schiedsverfahren im Jahr 1997. Die Fälle können im Anhang in den Tabellen 
aufgesucht werden. 
75
 Vgl. Johnson (2010), S. 5. 
76
 Vgl. Johnson (2010),  S. 7 f. 
77
 Vgl. ebenda. 
78
 Vgl. Johnson (2010), S. 11. 
 37 
 
Tribunal erlassene Schiedsspruch angefochten wurde. In 60 davon, also mehr als zwei 
Drittel der Folgeverfahren, erfolgte auf die Annullierungsgesuche eine Ablehnung. In 
4 der 23 verbleibenden Fälle ist der Fortlauf unklar. In 11 Fällen erfolgte eine teilweise 
Annullierung, wobei 8 Mal nur einzelne Passagen aus dem Schiedsspruch entfernt oder 
abgeändert wurden, aber in 3 Schiedssprüchen zumindest eine Neuberechnung bzw. 
Anpassung der Schadenersatzsumme folgte. In 4 Fällen kam es entweder zu einer 
vollständigen Annullierung oder zu einem anderen Ergebnis gegenüber dem 
ursprünglichen Schiedsspruch.  
Ein aus deutscher Sicht bedeutender Fall war dabei die Klage des Flughafenbetreibers 
Fraport gegen die Philippinen. Im Jahr 1997 schloss Fraport mit der philippinischen 
Regierung einen Vertrag über den Bau eines Flughafenterminals ab. 
Interessanterweise kam es im gleichen Jahr auch zum Abschluss eines bilateralen 
Investitionsschutzabkommens zwischen der Bundesrepublik und dem asiatischen 
Staat. Nachdem 2002 eine neue Regierung gewählt wurde, erklärte diese den Vertrag 
mit Fraport als nichtig und „enteignete“ das Unternehmen.79 Daraufhin initiierte der 
Flughafenbetreiber 2003 ein Schiedsverfahren und forderte etwa 425 Millionen Dollar 
Schadenersatz. Im Schiedsspruch, welcher 2007 erlassen wurde, erklärte sich das dafür 
eingesetzte ICSID-Tribunal als nicht zuständig. Daraufhin versuchte Fraport den 
Schiedsspruch zu annullieren, was 2010 schließlich erfolgreich gelang. Im Jahr 2011 
startete das deutsche Unternehmen einen neuen Prozess, doch auch in diesem Versuch 
entschied sich das Schiedsgericht gegen den Kläger, indem es sich 2014 nochmals für 
nicht zuständig erklärte.  
In den verbleibenden 3 Fällen war es ähnlich. Nachdem die Kläger jeweils im ersten 
Schiedsspruch Recht bekamen, erreichten die verklagten Länder jeweils eine 
Annullierung. Im Gegensatz zu Fraport begannen die klagenden Parteien keinen neuen 
Prozess, sondern führten die laufenden Verfahren nach der Annullierung fort und 
gewannen erneut. Die daraufhin erneut folgenden Annullierungsgesuche von Seiten 
der verklagten Staaten wurden abgelehnt.  
Falls das Schiedsverfahren nicht nach ICSID Regeln, sondern auf Grundlage der 
Verfahrensrichtlinien von UNCITRAL geführt wird, besteht ebenfalls die Möglichkeit 
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 Vgl. Juve.de, Investitionsschutz: Fraport scheitert erneut mit ICSID-Klage gegen Philippinen, 
Dezember 2014, https://www.juve.de/nachrichten/verfahren/2014/12/investitionsschutz-fraport-
scheitert-erneut-mit-icsid-klage-gegen-philippinen ,[23.01.2018], eine Seite. 
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der Annullierung des Schiedsspruchs. Dabei gibt es eine Reihe von Unterschieden und 
Möglichkeiten im Vergleich zu Verfahren, welche über die Weltbankinstitution 
geführt werden. Der entscheidende Unterschied liegt in der Instanz, welche über die 
mögliche Annullierung entscheidet. Während beim ICSID ein (internes) 
Annullierungskomitee als spezielles Gremium eingesetzt wird, übernimmt im Falle 
von UNCITRAL ein nationales Gericht aus dem jeweiligen Staat, in dem das 
Schiedsverfahren geführt wurde.80 Mitteleuropäische Staaten oder die USA sind 
beliebte Orte für Schiedsverfahren und somit auch für die Folgeverfahren. Im Regelfall 
überprüft die entsprechende Institution den Schiedsspruch auf seine Rechtmäßigkeit 
gemäß des landeseigenen Schiedsrechts und besitzt damit eine höhere Unabhängigkeit 
als bei das Vorgehen gemäß ICSID.  
In nur 21 der 159 Verfahren, welche gemäß UNCITRAL geführt wurden, kam es zu 
Folgeverfahren. In 13 davon wurde eine Annullierung abgelehnt. In 4 Fällen ist der 
derzeitige Stand nach der Annullierung unklar, 2 Mal gewannen die verklagten Länder 
durch die Annullierung von Schiedssprüchen. In einem der verbleibenden Fälle, Khan 
Resources Inc. vs Mongolei, wollte die Mongolei zunächst den Schiedsspruch, 
welcher das Land zur Zahlung einer Schadenersatzsumme von 100 Millionen Dollar 
aufforderte, annullieren lassen. Um aber nicht weitere Investoren aus der Mongolei zu 
verprellen81, einigte man sich schließlich auf eine Schadenersatzzahlung in Höhe von 
70 Millionen Dollar. 
Der bedeutendste Fall einer Annullierung bezüglich eines Schiedsverfahrens ereignete 
sich um den ehemaligen russischen Energiegiganten Yukos. Der Ölkonzern, welcher 
Mitte der 90er Jahre unter fragwürdigen Umständen von dem bekannten Oligarchen 
und jetzigen Kreml-Kritiker Michail Chodorkovski weit unter dem eigentlichen Wert 
gekauft wurde82, entwickelte sich um die Jahrtausendwende zu einem großen 
internationalen Player im Bereich Rohstoffe und Energiewirtschaft. In dieser Zeit 
modernisierte Chodorkovski den Öl-Giganten, machte ihn für westliche Investoren 
attraktiv und begann sich allerdings auch persönlich in die Politik unter dem damaligen 
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 Vgl. Leila, Fernando, Setting Aside An Arbitration Award, 2010, 
https://works.bepress.com/fernando_leila/2/download/ ,[22.01.2018], S. 1-25, S. 2. 
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 Vgl. Bloomberg, Khan Resources to Receive $70 Million to Settle Mongolia Dispute, März 2016, 
https://www.bloomberg.com/news/articles/2016-03-07/khan-resources-to-receive-70-million-to-settle-
mongolia-dispute ,[23.01.2018], eine Seite. 
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 Vgl. Bidder, Benjamin, Der Mann mit den Rubeln, in: Spiegel Online, Dezember 2013, 
http://www.spiegel.de/politik/ausland/michail-chodorkowski-wurde-mit-dubiosen-geschaeften-
milliardaer-a-940498.html ,[23.01.2018], eine Seite. 
 39 
 
und heutigen Staatspräsidenten Putin einzumischen. 2003 reagierte die russische 
Regierung und lies ihn festnehmen und den Konzern aufgrund von Steuerbetrug 
zerschlagen. Im Westen galt der damalige Prozess als politisch moti#viert.83 Die 
Maßnahmen der russischen Regierung umfassten Steuerrückzahlungen in 
Milliardenhöhe, Festnahmen und Gefängnisstrafen, das Einfrieren von Konten der 
Manager und die Übernahme bestimmter Bereiche durch den Staatskonzern Rosneft.84 
Im Zuge dieser Maßnahmen wurden die Firmenanteile der (ausländischen) Investoren 
nahezu völlig entwertet. 2005 begannen schließlich 3 Schiedsverfahren von Seiten der 
Investoren, unter anderem der verbliebenen Yukos Universal Limited. Die dabei 
geforderten Schadenersatzforderungen überstiegen jegliche Dimensionen. So forderte 
der erste Kläger, Hulley Enterprises Ltd, 91,2 Mrd., Yukos Universal Limited 4,1 Mrd. 
und die in Zypern gemeldete Veteran Petroleum Limited sogar 187 Mrd. Dollar. Die 
3 verschiedenen Verfahren wurden nach längerem Procedere bezüglich der 
Rechtmäßigkeit der Energy Charter Treaty als Rechtsgrundlage 2009 schließlich 
zugelassen.85 Am 18. Juli 2014 erlies das Tribunal, dem zeitweise auch die bereits 
erwähnte Schiedsrichterin Gabrielle Kaufmann-Kohler beiwohnte, die Schiedssprüche 
für alle drei Verfahren gleichzeitig. In diesen Schiedssprüchen wurden Hulley 
Enterprises ein Schadenersatz von 40 Mrd., Yukos Universal 2 Mrd. und der Veteran 
Petroleum 8 Mrd. Dollar zugesprochen. Auf die aufsehenerregenden Schiedssprüche 
erfolgte Entrüstung der russischen Seite und eine Weigerung die Gesamtsumme in 
Höhe von 50 Mrd. zu zahlen. Da sich die russische Regierung weigerte den 
Milliardenbetrag zu zahlen, sollte russisches Eigentum im Ausland beschlagnahmt 
werden.86 Parallel dazu reichte das russische Finanzministerium ein 
Annullierungsgesuch ein, welches schließlich von einem Bezirksgericht in Den Haag 
bearbeitet wurde. Im April 2016 gab das Gericht in seinem ebenfalls viel beachteten 
Urteil bekannt, dass die drei Schiedssprüche 2014 annulliert werden. Somit konnte die 
russische Regierung die Zahlungen (zunächst) abwenden.87 Allerdings scheinen die 
Kläger nun weiter zu prozessieren und der Fortgang des Verfahrens ist unklar. 
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 Vgl. Kreimeier, Nils, Die letzte Schlacht m Yukos, in: Capital, Juli 2014, 
https://www.capital.de/karriere/die-letzte-schlacht-um-yukos ,[23.01.2018], eine Seite. 
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 Vgl. ebenda. 
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 Vgl. Kreimeier (2014). 
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Insgesamt gab kam es in den 532 Fällen zu 103 Folgeverfahren. In 31 davon erfolgte 
eine (geringfügige) Änderung oder Aufhebung des vorherigen Schiedsspruchs.  
These 8 - Urteile von Schiedsgerichten sind unumstößlich. Eine Revision ist nicht 
möglich - ist demnach nicht zutreffend. Es gibt zwar keine Möglichkeit einer reinen 
Revision, mittels Annullierung kann allerdings zumindest ein vorheriges Urteil 
beseitigt werden. Die Schiedssprüche sind somit nicht unumstößlich. Dennoch muss 
gesagt werden, dass nur in 6% aller untersuchten ISDS tatsächliche Änderungen nach 
einem Schiedsspruch erzielt wurden.  
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6. Schadenersatzzahlungen bei Investor-Staat-Schiedsverfahren 
6.1 These 9 - Die hohen Schadenersatzforderungen und – Zahlungen 
ruinieren die angeklagten Länder. 
Neben den in der Arbeit vorangegangenen Kritikpunkten stellen die Schadenersatz- 
oder Kompensationszahlungen den Hauptkritikpunkt bzgl. des Investorenschutzes dar. 
Diese Summen sind essentiell für Investor-Staat-Schiedsverfahren, denn sie stellen für 
den Kläger die einzige Möglichkeit dar „Recht zu bekommen“. „Sollte der Staat 
verlieren, kann die Regierung nicht zu einer Verhaltensänderung aufgefordert werden 
– das bedeutet beispielsweise, dass eine Regierung keine Gesetzesänderungen 
zurücknehmen muss. Die Sanktionsmöglichkeiten des Schiedsgerichts beschränken 
sich auf die Möglichkeit, dem Investor Schadenersatz zuzusprechen“.88 Ob dies nun 
einen starken oder schwachen Einfluss auf die betreffenden Staaten hat, hängt in erster 
Linie von der betreffenden Summe ab. Im Kontext dieser Thematik wird von dem 
bereits erwähnten regulatory chill gesprochen - der Einschränkung der staatlichen 
Gesetzgebung in bestimmten Bereichen aus Angst vor ruinösen Schadenersatzklagen. 
Dieser Effekt ist nur schwer zu überprüfen, da Außenstehende im Normalfall nur über 
wenig oder gar keinen Einblick in die Arbeit oder Planung staatlicher Institutionen 
verfügen. Deswegen erfolgt in diesem Abschnitt der Arbeit eine Analyse der Höhe 
jeweils geforderten und der gewährten Schadenersatzzahlungen bei Investor-Staat-
Schiedsverfahren. Dabei stehen nicht nur die absoluten Werte im Vordergrund, 
sondern auch die Forderungen in Relation zum BIP des Zielstaates im Jahr des 
jeweiligen Prozessbeginns. 
Die hier verwendeten Schadenersatzzahlungen umfassen nur die reinen Summen, 
welche explizit im Schiedsspruch als Schadenersatz bezeichnet und gezahlt werden 
müssen. In der Regel sind die Gesamtsummen, welche im Falle eines Investorensieges 
vom Staat an den Kläger gezahlt werden müssen, allerdings (deutlich) höher. Ein gutes 
Beispiel dafür bietet der erste Schiedsspruch zu den Verfahren des griechischen 
Investors Ioannis Kardassopoulos (ARB/05/18) und dem Israeli Ron Fuchs 
(ARB/07/15) gegen Georgien. Da die Klagen den gleichen Sachverhalt beinhalteten, 
erließ das Schiedsgericht nur einen Schiedsspruch, welcher beide Fälle betraf. Beide 
Kläger forderten eine Entschädigung von etwa 30 Millionen Dollar. Das Tribunal 
                                                 
88
 BDI (2015), S. 5. 
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sprach den Investoren jeweils 15,1 Millionen zu.89 Neben dieser reinen 
Kompensationssumme fielen für den georgischen Staat noch weitere üppige 
Zahlungen an. Dazu zählt die Verzinsung der gewährten Schadenersatzsumme seit 
dem Schadensfall bis zum Zeitpunkt des Schiedsspruchs, welche auch als pre-award 
interest bezeichnet wird. In dem vorliegenden Fall begannen die Probleme bereits 
1996, dieses Urteil fiel wiederrum im März 2010. Somit erfolgte eine Verzinsung der 
jeweiligen 15 Millionen von 1996 bis 2010, wobei sich durch die lange Zeitspanne 
eine Summe von 30 Millionen aufsummierte. Somit lag die zu zahlende Summe bei 
etwa 45 Millionen pro Investor. Um eine zügige Zahlung der verlauteten Summe zu 
erzwingen, wurden dem Verklagten die zusätzlichen Zahlungen einer sogenannten 
post-award interest aufgebürdet. Diese typische Auflage ist eine Zinsbelastung auf den 
zu zahlenden Wert bezogen auf den Zeitraum der Bekanntmachung des 
Schiedsspruchs bis zur tatsächlichen Zahlung. Neben den bereits genannten Kosten 
verlangte das Tribunal von Georgien eine zusätzliche Zahlung von insgesamt 7 
Millionen. Diese Summe setzte sich aus dem Anteil der Verfahrenskosten der beiden 
Kläger für die Einberufung des Schiedsgerichts und auch einem Teil ihrer 
Anwaltskosten zusammen. Schlussendlich musste Georgien anstelle der geforderten 
60 Millionen Dollar (2x30 Mio.), mindestens eine Summe von 97 Millionen 
(2x15+2x30+7+x90) zahlen, wobei die eigenen Anwalts- und Rechtsberatungskosten 
noch nicht einmal eingerechnet waren.91 Je nach Urteil können somit zusätzlich zur 
eigentlichen Entschädigungszahlung Zinsen, Verzugszinsen, Verfahrenskosten und 
die Rechtskosten der gegnerischen Partei anfallen, was die zu zahlende Summe zum 
Teil massiv erhöht. In der vorliegenden Arbeit sind allerdings nur die reinen 
Entschädigungszahlungen aufgeführt.92 Weiterhin gelten die bei Einigungen 
vereinbarten Summen der Einfachheit halber ebenfalls als gewährter Schadenersatz. 
In der Diskussion um Schiedsgerichte wird als Kritik gern über den „Schadenersatz in 
Milliardenhöhe“ gesprochen. Unabhängig von der Größenordnung fehlt oftmals eine 
Unterscheidung zwischen den Forderungen der Kläger und den realen Entscheidungen 
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 Vgl. International Centre for the Settlement of Investment Disputes, Award, März 2010, 
https://www.italaw.com/sites/default/files/case-documents/ita0347.pdf ,[29.01.2018], S. 1-218, S.217. 
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 Eigene Rechtskosten. 
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 Vgl. ebenda. 
92Es ist leider nicht möglich die Summen vollständig dokumentieren, da bei dem Portal 
Investmentpolicyhub, von dem die betreffenden Zahlen stammen - falls keine Schiedssprüche 
veröffentlicht wurden, nur die geforderten (und gewährten) Kompensationszahlungen und nicht die 
zugehörigen Zinsen etc. aufgeführt sind. 
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bzw. Ergebnissen, ergo dem tatsächlich gewährten Schadenersatz. Dies ist insofern 
problematisch, da zwischen beiden Zahlen meist eine erhebliche Differenz besteht. In 
133 der vorliegenden Fälle mit dem Ergebnis „Zu Gunsten des Investors“ oder 
„Einigung“ ist ein gewährter Schadenersatz bekannt, in 116 dieser Fälle ebenfalls der 
von den Klägern geforderte Schadenersatz. 
In Abbildung 4 wird deutlich, dass der tatsächlich gewährte Schadenersatz meist 
deutlich unter der jeweiligen Forderung lag. Nur in 2 der 116 Fälle gewährte das 
Gericht eine höhere Schadenersatzsumme als der Kläger ursprünglich einforderte. 
Einer der beiden Fälle war der bereits erläuterte Prozess Occidental vs. Venezuela. In 
vier weiteren Verfahren bekam der Kläger exakt die geforderte Summe zugesprochen. 
Bei allen anderen Verfahren fiel die Entschädigung niedriger aus als vom Kläger 
ursprünglich gefordert. Der prozentuale Mittelwert liegt bei 36%. Somit können die 
Kläger bei dem erfolgreichen Ausgang eines ISDS durchschnittlich mit gerade einmal 
einem Drittel ihrer Forderungen rechnen. 
Neben der Unterscheidung 
zwischen geforderten und 
gewährten Zahlungen, ist eine 
größenmäßige Einordnung der 
Zahlungen unabdingbar. Als 
Grundlage dafür dienen die 133 Fälle, bei denen der gewährte Schadenersatz bekannt 
ist. In mehr als drei Viertel dieser Verfahren lag die reine Entschädigungssumme 
unterhalb von 100 Millionen Dollar. Bei etwa 20% der erfolgreichen Klagen wurde 
dem Kläger eine Entschädigungssumme von mehr als 100 Millionen, aber weniger als 
Tabelle 13 - Verteilung der gewährten Schadenersatzzahlungen 
Abbildung 4 - Verhältnis geforderter und gewährter Schadenersatz 
gewährter Schadenersatz Anzahl %
< 100 Mio. USD 101 76%
100 Mio. - 1 Mrd. USD 27 20%
> 1 Mrd. USD 5 4%
Summe 133 100%
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einer Milliarde zugesprochen. Nur in 5 Fällen kam es tatsächlich zum Schadenersatz 
in Milliardenhöhe.  
Auffällig in dieser Auflistung ist der Umstand, dass drei der fünf Prozesse mit einer 
Einigung und keinem Schiedsgerichtsentscheid endeten. Im Fall von Repsol einigten 
sich das Unternehmen und südamerikanische Staat bereits 2014, also nur zwei Jahre 
nach Beginn des Disputs. Der Streitpunkt war die 2012 angedachte Verstaatlichung 
der Ölgesellschaft YPF bei dem der spanische Öl-Gigant Repsol eine 
Mehrheitsbeteiligung besaß. Im Prozess mit Abaclat einigte sich ebenfalls Argentinien 
mit mehreren Investoren auf die Auszahlung einer großen Summe, nachdem die 
argentinische Regierung Anfang der Jahrtausendwende die Rückzahlung der 
Staatsanleihen infolge einer Wirtschaftskrise einstellte. Die Kläger waren dabei 
Besitzer großer Volumina dieser  staatlichen Obligationen. Bei der 
Auseinandersetzung von Eureko mit Polen handelte es sich analog zu Repsol um einen 
Streit bezüglich Unternehmensanteilen. Im Mittelpunkt stand dabei eine polnische 
Versicherungsgesellschaft, bei deren geplanter Privatisierung der polnische Staat sich 
weigerte, einen bestimmten Teil der Aktien an den holländischen 
Versicherungsgiganten  Eureko B.V. zu verkaufen. 2009 konnten sich beide 
Streitparteien schließlich einigen. Grundsätzlich scheinen die Einigungen von 
Investoren und Staaten für die private Partei deutlich profitabler zu sein.  
So beträgt der Mittelwert aller gewährten Kompensationszahlungen etwa 183,6 
Millionen Dollar. Dieser Betrag ist allerdings mit Vorsicht zu betrachten, da der 
Mittelwert durch die Ausreiser (nach oben) sehr stark beeinflusst wird. Deswegen wird 
in der Folge ebenfalls der Median93 angegeben, welcher bei einer derartigen 
Schwankungsbreite, von einstelligen Millionen- bis hin zu Milliardenwerten, ein 
deutlich realistischeres Bild abgibt. Der Median der gewährten 
Schadenersatzzahlungen liegt bei gerade einmal 21 Millionen Dollar. Bei den 
Schiedsgerichtsentscheidungen pro Investor erzielten Kläger im Mittel ca. 88 
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 Der mittlere Wert einer ungeraden Stichprobe, bei denen die einzelnen Elemente der Größe nach 
geordnet werden. Ist die Stichprobe gerade, so werden die beiden mittleren Werte addiert und halbiert. 
Tabelle 14 - Höchste gewährte Schadenersatzzahlungen 
Jahr der Klage Kläger angeklagtes Land geforderter Schadenersatz Ergebnis gew. Schadenersatz
2012 Repsol Butano, SArgentinien 10,5 Mrd. USD Einigung 5 Mrd. USD
2003 Eureko B.V. (NiedPolen 10 Mrd. USD Einigung 4,379 Mrd. USD
2006 Occidental ExplorEcuador 1 Mrd. USD Zu Gunsten des Investors 1,769 Mrd. USD
2007 Abaclat and otheArgentinien 3 Mrd. USD Einigung mit Schiedsspruch 1,35 Mrd. USD
2011 Crystallex InternVenezuela 3,16 Mrd. USD Zu Gunsten des Investors 1,202 Mrd. USD
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Millionen Dollar, im Median gerade einmal 15,5 Millionen. Die 33 Einigungen mit 
bekanntem Schadenersatz zeigen wiederrum ein ganz anderes Bild. Der dortige 
Durchschnittswert beträgt mit fast 473 Millionen Dollar das Zweieinhalbfache des 
Mittelwertes aller 133 Fälle. Der Median in Höhe von exakt 70 Millionen entspricht 
sogar mehr als dem Dreifachen des Ausgangswertes. Somit wird deutlich, dass die 
Einigungen gerade im Hinblick auf die verhandelten Summen meist als sehr 
investorenfreundlich eingestuft werden müssen.  
In dem Bezug auf die Schadenersatzzahlungen sind allerdings nicht nur die 
schlussendlich zu zahlenden Geldsummen entscheidend, sondern ebenfalls die 
Forderungen der Kläger. Der regulatory chill, der legislative Stillstand innerhalb von 
souveränen Staaten, entsteht theoretisch bereits durch die Androhung eines Investor-
Staat-Schiedsverfahrens und der dabei zu erwartenden Schadenersatzforderung. Wie 
bereits deutlich wurde, besteht eine deutliche Diskrepanz zwischen den geforderten 
und den gewährten Schadenersatzzahlungen. Bekannt sind die Forderungen der Kläger 
in 361 Fällen. Der Median liegt dabei in Höhe von exakt 115 Millionen Dollar, der 
Durchschnittswert94 wiederrum bei etwa 602 Millionen. Somit sind die Forderungen 
erwartungsgemäß deutlich höher, als die gewährten Entschädigungszahlungen. Um 
besser einschätzen zu können, in was für 
einem Verhältnis die Forderungen zu den 
Ländern tatsächlich stehen, ist es 
notwendig, den Schadenersatzforderungen 
einen monetären Wert der Staaten 
entgegenzustellen. Dazu dient in der Arbeit das jeweilige Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
des angeklagten Staates im Jahr des Verfahrensbeginns. In 360 Fällen sind sowohl der 
geforderte Schadenersatz als auch das BIP des betreffenden Landes bekannt. In 172 
davon lag der Wert der Schadenersatzforderung unterhalb von 0,1% des BIPs. In 
weiteren 130 Fällen entsprach die Forderung weniger als 1% der ökonomischen 
Leistung des betreffenden Staates. 42 Mal lag die Forderung in einem Bereich von 1-
5%. In den verbleibenden 16 Fällen forderten die Kläger Summen, welche sogar 5% 
der volkswirtschaftlichen Leistung des Zielstaates überschritten. Während etwa die 
Hälfte der Verfahren in diesem Kontext als eher unbedenklich einzustufen ist, ist eine 
                                                 
94
 Bei der Berechnung des Mittelwertes wurde auf die Forderungen in Höhe von 41 Mrd., 91,2 Mrd. 
und 187 Mrd. verzichtet, da dies den eigentlichen Wert immens verzerrt hätte. 
Tabelle 15 - Verteilung der Schadenersatzforderungen 
in der Relation zum BIP 
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Beeinflussung der Regierungen in 36% der Verfahren (0,1% - 1%) nicht 
auszuschließen. Die verbleibenden 16% der ISDS, bei denen die Forderungen 1% des 
jeweiligen BIP übersteigen, können sogar als „Bedrohung“ für die Souveränität der 
angeklagten Staaten betrachtet werden. Im Median beträgt der geforderte 
Schadenersatz 0,119%. Der Mittelwert ist in diesem Fall zu vernachlässigen, da dieser 
erneut Ausreißern unterliegt. Tabelle 16 zeigt die  bedeutendsten Verfahren.  
Im Falle des Kleinstaats Grenada umfasste die Kompensationsforderung einen Wert 
äquivalent zu 2/3 des dortigen BIP. Weiterhin gehört eines der drei Yukos-Verfahren 
zu der Liste, wobei dessen finaler Ausgang nach wie vor unklar ist. Grenada wie auch 
die Ukraine und Peru konnten die Prozesse für sich entscheiden. Belize dagegen verlor 
das Verfahren und wurde zu einer Zahlung von etwa 96 Millionen verurteilt, was 
immer noch massiven 7% seines gesamten Bruttoinlandsprodukts entsprach. Obwohl 
der Mittelwert und der Median der gewährten Schadenersatzzahlungen im 
Verhältnis zum jeweiligen BIP mit 0,304% respektive 0,055% deutlich niedriger liegt 
als die Forderungen, war Belize kein absoluter Einzelfall. 
Auch in anderen Fällen wie zum Beispiel den bereits erläuterten Prozessen von 
Occidental gegen Ecuador oder Eureko B.V. gegen Polen waren die Urteile der 
Tribunale einschneidend für die 
betreffenden Staatshaushalte und 
somit auch für die Souveränität 
der jeweiligen Länder. Ebenfalls 
nicht unerheblich ist das 
betreffende Jahr, in welchem die 
in Tabelle 16 aufgeführten 
Prozesse begonnen haben. Es 
entsteht der Eindruck, dass kein 
Tabelle 16 - Höchste Schadenersatzforderungen in Relation zum BIP/Höchste gewährte Schadenersatzsummen in 
Relation zum BIP 
Abbildung 5 - Median der geforderten Schadenersatzzahlungen 
Jahr Kläger angeklagtes Land geforderter SE Ratio SE/BIP Ergebnis
2010 Miriam Z. Grynberg und andere (U.S.) Grenada 0,5 Mrd. USD 64,85% Staat
2000 Generation Ukraine Inc. (U.S.) Ukraine 9,466 Mrd. USD 30,28% Staat
2005 Veteran Petroleum Limited (Zypern) Russland 187 Mrd. USD 24,48% unklar
2011 Renée Rose Levy (French) Peru 41 Mrd. USD 23,86% Staat
2009 Dunkeld International (GB) Belize 0,2987 Mrd. USD 22,34% Investor
Jahr Kläger angeklagtes Land gewährter SE Ratio SE/BIP Ergebnis
2009 Dunkeld International (GB) Belize 0,0969 Mrd. USD 7,25% Investor
1997 Československá oďĐhodní ďanka ;C)Ϳ Slowakei 0,867 Mrd. USD 3,14% Investor
2006 GDF-Suez Energie Services (French) Togo 0,066 Mrd. USD 3,00% Investor
2006 Occidental Petroleum Corporation (U.S.) Ecuador 1,061 Mrd. USD 2,27% Investor
2003 Eureko B.V. (Niederlande) Polen 4,379 Mrd. USD 2,01% Einigung
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Zusammenhang zwischen der Höhe der Summen und des Anfangsjahres besteht und 
die verhandelten Summen demnach in den letzten Jahren nicht angewachsen sind. 
Tatsächlich ist bei der Betrachtung der geforderten Schadenersatzzahlungen von 2000 
bis 2015 keinerlei Tendenz zu erkennen (Abbildung 5). Stattdessen unterliegen die 
Werte von Jahr zu Jahr deutlichen Schwankungen. Allerdings ist zu beachten, dass die 
Werte ab 2010 eher als 
ungenau einzuordnen sind. 
Dies resultiert aus dem 
Umstand, dass für die 
Arbeit nur abgeschlossene 
Verfahren zugrunde gelegt 
wurden und deren Anzahl 
in den Jahren ab 2010 somit 
stark abnimmt. Gleiches 
gilt auch für die gewährten 
Schadenersatzzahlungen (Abbildung 6). Auch bei deren Entwicklung ist keinerlei 
Trend zu erkennen. Zwar sind die Werte aus den 90er Jahren am niedrigsten, dennoch 
variieren die Summen im Mittel, aber auch im Median sehr deutlich. Somit kann 
keinerlei konstante Entwicklung der Summen im Bereich der geforderten und auch der 
gewährten Schadenersatzzahlungen festgestellt werden. Die finanziellen Forderungen 
der Kläger, die Entscheidungen der Tribunale und auch die in Einigungen erzielten 
monetären Ergebnisse unterliegen in erster Linie der jeweils fallspezifischen 
Problematik und keinerlei historischer Entwicklungen. 
Die ursprünglich zu untersuchende These 9 - Die hohen Schadenersatzforderungen 
und – Zahlungen ruinieren die angeklagten Länder - ist im Kontext der hier 
aufgeführten Ergebnisse nicht eindeutig zu bestätigen oder zu widerlegen, da sich 
sowohl die Summen und auch die betreffenden Länder sehr stark unterscheiden. 
Einerseits ist zu sagen, dass der „Schadenersatz in Milliardenhöhe“, egal ob 
„lediglich“ gefordert oder gar gewährt, eher eine Seltenheit darstellt. Weiterhin sind 
ein Großteil der Forderungen und auch der tatsächlichen Schiedssprüche aus 
finanzieller Sicht für die betreffenden Länder, zumindest gemessen am BIP, nicht 
zwingend als „ruinös“ oder „bedrohlich“ einzustufen. Auf der anderen Seite bilden 
Schiedsverfahren mit exorbitanten Geldsummen aber eben auch keine absolute 
Abbildung 6 - Entwicklung der gewährten Schadenersatzzahlungen von 
1996-2015 
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Ausnahme. Der mehrfach genannte regulatory chill ist in einer nicht unbedeutenden 
Zahl von Fällen vorstellbar. Dazu kommt außerdem, dass die gewährten 
Schadenersatzzahlungen durch Zinsen etc. noch deutlich höher anzusetzen sind, als es 
in dieser Ausarbeitung darstellbar war. Aufgrund des großen Arbeitsaufwandes 
wurden die jeweiligen ISDS pro Land auch nur isoliert betrachtet. Demnach blieb 
außer Acht, dass gerade Länder wie Argentinien, welches am Anfang der 2000er Jahre 
einer Vielzahl von Schiedsverfahren gegenüberstand, einer viel höheren finanziellen 
Belastung unterlagen als es die hiesigen Zahlen aufzeigen. 
6.2 These 10 - Selbst bei Sieg vor Gericht – die Staaten bleiben auf den Kosten 
sitzen. 
Immer wieder wird von Kritikern angemahnt, dass die souveränen Staaten im Bereich 
des Investitionsschutzes auf allen Ebenen benachteiligt werden. Der bedeutendste 
Nachteil liegt sicherlich in der alleinigen Klageinitiative von Seiten der privaten 
Parteien: „Zudem handelt es sich um ein einseitiges Parallelrecht, in dem nur 
Investoren klagen können, und nicht etwa der Staat, wenn Investoren beispielsweise 
Menschenrechte missachten oder die Umwelt verschmutzen. Investoren werden 
schlicht keine Pflichten auferlegt.“95 Neben dieser Thematik weist die 
Politikwissenschaftlerin auf eine weitere Problematik hin: „Da die Schiedsgerichte 
bisher dazu neigen, die Parteien ihre eigenen 
Rechtskosten tragen zu lassen, kann ein Staat auf diesen 
Kosten auch dann sitzen bleiben, wenn er ein Verfahren 
nicht verliert.“96 Tatsächlich ist ein Schiedsverfahren 
ein sehr kostenintensives Projekt für Kläger und 
Verklagten. Gemäß einem Bericht der OECD liegen die 
durchschnittlichen Rechtskosten für die staatlichen Haushalte im Kontext eines ISDS 
bei etwa 8 Millionen Dollar.97 Je nach Fall auch deutlich höher. Somit können sich 
auch die alleinigen Kosten für die juristische Beratung und die Bezahlung der 
Schiedsrichter zu einem finanziellen Problem für die betreffenden Länder entwickeln. 
Dies geschieht in erster Linie dann, wenn sich ein Land wiederholt vor den 
Schiedstribunalen rechtfertigen muss. Die Staaten mit den meisten Klagen gegen sich 
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 Eberhardt (2014), S. 9.  
96
 Eberhardt (2014), S. 6f. 
97
 Vgl. ebenda. 
Tabelle 17 - Häufigste angeklagte 
Staaten bei Schiedsverfahren 
Land Anzahl Klagen
Argentinien 46
Ägypten 22
Kanada 20
Mexiko 19
Venezuela 19
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sind Argentinien, Ägypten, Mexiko, Kanada und Venezuela. Überraschend in dieser 
Liste ist sicherlich Kanada, welches ebenfalls zu den häufigsten Herkunftsländern für 
derartige Klagen gehört. Der Grund dafür liegt in der Mitgliedschaft im NAFTA-
Abkommen, in dem es gerade zwischen den USA und Kanada häufig zu Streitfällen 
kam.  
Mexiko ist ebenso Mitglied des nordamerikanischen Freihandelsabkommens. Im 
Unterschied zu den beiden anderen Mitgliedern sind mexikanische Unternehmen oder 
Investoren jedoch nie als Kläger in Erscheinung getreten, weder gegenüber den 
NAFTA-Ländern noch gegenüber dem Rest der Welt. Im Falle von Venezuela ist 
wiederrum davon auszugehen, dass der rohstoffreiche Staat aufgrund seiner 
sozialistischen Regierung und den damit verbundenen Verstaatlichungen von 
Produktionsstätten immer wieder ins Fadenkreuz ausländischer Investoren geraten 
ist.98  
Der häufigste verklagte Staat ist jedoch Argentinien. Nach weitreichenden 
Privatisierungen der 90er Jahre und damit einhergehenden weitreichenden 
ausländischen Investitionen, stürzte das zweitgrößte Land Südamerikas ab 1998 in 
eine schwere Rezession.99 Neben massiven innenpolitischen Problemen, 
Währungskrise und Investorenflucht brachte die finanzielle Notlage des 
argentinischen Staates die Regierung und die Bevölkerung an seine Grenzen. 
Infolgedessen beschloss die Regierung einen Schuldenschnitt, welchem 93% der 
Gläubiger zustimmten. Die Entwertung der argentinischen Staatsanleihen verschaffte 
dem Land eine Atempause und verhalf der Wirtschaft zu einer langsamen Genesung 
ab Mitte der 2000er Jahre. Unabhängig von dem sogenannten Haircut, für den sich der 
argentinische Staat gegenüber wenigen Hedgefonds und Investoren, die dem 
Schuldenschnitt nicht zugesprochen haben, vor einem staatlichen US-Gericht stellen 
musste100, zerstörten die chaotischen Umstände innerhalb dieser Phase viele 
Renditeerwartungen der ausländischen Investoren. Dementsprechend musste sich 
Argentinien in den 2000er Jahren einer Vielzahl von Investor-Staat-Schiedsverfahren 
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 Vgl. FAZ.NET, Venezuela verstaatlicht weiter, Novemver 2010, 
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/sozialismus-venezuela-verstaatlicht-weiter-
11067957.html ,[05.02.2018], eine Seite. 
99
 Vgl. Planet-Wissen, Argentinien – Die Wirtschaftskrise von 2001, August 2016, 
https://www.planet-wissen.de/kultur/suedamerika/argentinien/pwiediewirtschaftskrisevon100.html 
,[05.02.2018], eine Seite. 
100
  Vgl. ZEIT ONLINE, Argentinien muss Milliarden an Hedgefonds zahlen, Juni 2014, 
http://www.zeit.de/wirtschaft/2014-06/argentinien-schulden-gericht ,[05.02.2018], eine Seite. 
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stellen. Dies waren in den Jahren 2003 und 2004 allein 23, mehr als jedes andere Land 
jemals bestreiten musste. Es ist davon auszugehen, dass die kostenintensiven 
Verfahren den bereits ruinösen Staatshaushalt ebenfalls schwer zugesetzt haben. Im 
Kontext der finanziellen Belastung der Länder durch Schiedsverfahren erfolgte in 
dieser Arbeit eine Untersuchung der Schiedssprüche auf Entschädigungszahlungen für 
den Staat, wenn dieser den Prozess für sich entscheiden konnte. 
Tatsächlich wurde den Staaten in 58 der 177 gewonnenen Prozesse eine 
Entschädigungszahlung von Seiten der Kläger zugestanden,13 Mal ist es unklar und 
in den verbleibenden 106 Fällen ging der Staat trotz Sieg leer aus. Die Summen setzen 
sich hierbei, analog zu den Fällen bei denen der Kläger gewann, aus verschiedenen 
Zahlungen zusammen. Kernbestandteil einer solchen Entschädigungszahlung sind im 
Regelfall die reinen Verfahrenskosten. Optional können dem Staat (anteilig) die 
Kosten für die Rechtsberatung etc. und sogar Verzugszinsen auf die zu zahlende 
Summe zugestanden werden. Der Durchschnittswert, wenn gezahlt wird, liegt bei  2,3 
Millionen. Diese Summe befindet deutlich unter den 8 Millionen Dollar, welche die 
OECD als Durchschnittskosten für den Staat im Falle eines Investor-Staat-
Schiedsverfahren angegeben hatte. Die höchste bisher gezahlte Entschädigungssumme 
an einen Staat belief sich auf 15,6 Millionen Dollar. Neben den genannten Fällen 
wurde der Dominikanischen Republik einmalig eine Summe in Höhe von 350 Tausend 
Dollar zugesprochen, nachdem ein panamesisches Unternehmen seine begonnene 
Klage zurückgezogen hatte. In den letzten Jahren wurde vermehrt davon gesprochen, 
dass künftig eine  sogenannte Loser pays it all-Regelung eingeführt werden soll101, bei 
der der Verlierer alle Kosten zu tragen hat. Ob diese Regelung bereits Realität ist, ist 
unklar.  
These 10 - Selbst bei Sieg vor Gericht – die Staaten bleiben auf den Kosten sitzen - 
ist im Kontext der Untersuchung eher zu bestätigen. In nur einem Drittel aller Fälle, 
welche der betreffende Staat für sich entscheiden konnte, gewährte das Schiedsgericht 
dem Sieger eine Aufwandsentschädigung. Diese entsprach mit 2,3 Millionen gerade 
einmal einem Drittel der von der OECD angegebenen Durchschnittskosten von etwa 
8 Millionen. Auch diese 8 Millionen sind nur ein Durchschnittswert, so schrieb 
Eberhardt: „Medienberichten zufolge hat die philippinische Regierung für die 
Verteidigung gegen zwei Klagen des Flughafenbetreibers Fraport 58 Millionen Dollar 
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 Vgl. Eberhardt (2014), S. 7 f. 
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ausgegeben“102. Die tatsächlichen Kosten können sich demnach weit im zweistelligen 
Millionenbereich bewegen, während die höchste Aufwandsentschädigung für einen 
Staat lediglich bei 15,6 Millionen taxierte. Aus diesen Zahlen geht hervor, dass die 
Differenzen zwischen Entschädigung und realen Kosten meist sehr deutlich sind und 
der Staat auch im Falle eines Sieges einen deutlichen finanziellen Aufwand zu tragen 
hat. 
 
 
                                                 
102
 Ebenda. 
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7. Weitere Thesen 
7.1 These 11 - Investor-Staat-Schiedsverfahren gefährden den Umweltschutz. 
Ein weiterer beliebter Kritikpunkt an dem internationalen Investorenschutz fokussiert 
sich auf das unternehmerische Gebaren bezüglich des Umweltschutzes. Dabei wird 
angeprangert, dass gerade die Unternehmen im Rohstoff- oder Energiesektor bei 
staatlichen Umweltregulierungen sofort auf Schiedsgerichte zurückgreifen um den 
meist kostenintensiven Umweltschutz zu unterdrücken.103 Somit entsteht theoretisch 
ein System der Umweltzerstörung, bei dem die Firmen umweltschädlich agieren 
können. Sobald der Staat intervenieren möchte, besteht aufgrund der teilweise 
immensen Schadenersatzforderungen die Möglichkeit eines regulatory chills. 
Eine Überprüfung inwieweit bzw. wie oft Umweltfragen im Fokus eines 
Schiedsverfahrens stehen, wäre allerdings nur unter erheblichem Aufwand 
durchzuführen. Dies war im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich. Stattdessen werden 
die Fälle gemäß ihres Wirtschaftsbereichs unter der Annahme untersucht, dass die 
Bereiche „Rohstoffe“ und „Stromerzeugung“ am ehesten mit einer möglichen 
Umweltzerstörung im Zusammenhang stehen. Dennoch sind selbst diese Fälle nicht 
zwangsläufig umweltschädlich, da es sich im betreffenden Kontext auch um andere 
Ursachen handeln kann. Typische Gründe für Schiedsverfahren sind neben 
Umweltauflagen in erster Linie Eigentumsprobleme. Es wird oft über den Kauf, 
Verkauf oder Besitz von Anteilen örtlicher Gesellschaften gestritten, welche 
wiederrum im jeweiligen Wirtschaftsbereich tätig sind. Ein weiteres Problemfeld sind 
Privatisierungen und schwerpunktmäßig Verstaatlichungen von Gesellschaften oder 
Produktionsstätten. Dies ist eine Problematik, die vor allem in Entwicklungs- und 
Schwellenländern anzutreffen ist. Ein anderer bedeutender Punkt sind Förderrechte 
oder Energieerzeugungsrechte, welche dem Umweltschutz ebenfalls diametral 
entgegenstehen können. 
                                                 
103
 Vgl. Sieber. Andreas, TTIP gefährdet den Klimaschutz, in: Cicero, Mai 2016, 
https://www.cicero.de/aussenpolitik/investorenschutz-ttip-gefaehrdet-den-klimaschutz/60964 
,[06.02.2018], eine Seite. 
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Tabelle 18 zeigt die Verteilung der 
verschiedenen Wirtschaftsbereiche innerhalb 
der untersuchten Verfahren. Dabei wird 
deutlich, dass die erwähnten Unternehmen 
aus dem Rohstoffbereich am häufigsten auf 
Schiedsverfahren setzen. Die Bereiche 
„Rohstoffe“ und „Energieerzeugung“ 
machen gemeinsam etwa ein Drittel aller 
Prozesse aus. Ebenfalls nicht unbedeutend 
sind Probleme mit Produktionsstätten bzw. 
Fabriken, Streitigkeiten im Finanzbereich 
oder Auseinandersetzungen bzgl. Bauvorhaben bei Schiffshäfen, Bahnhöfen oder 
Flughäfen („Transport“).  
Bei den 121 Fällen aus dem Rohstoffsektor stehen die Rohstoffe Erdöl und Erdgas 
(64) im Vordergrund. Weitere bedeutende Elemente oder Edelmetalle sind 
Kohlenwasserstoff (12) und Gold (9). Generell stellen die Prozesse aus diesem Bereich 
den „Krösus“ innerhalb der Investor-Staat-Schiedsverfahren dar. So liegt der Median 
der Schadenersatzforderungen bei 275 Millionen und bei den gewährten 
Schadenersatzzahlungen in Höhe von etwa 57 Millionen. Beide Werte sind deutlich 
oberhalb des Durchschnitts angesiedelt. Von den fünf Schiedsverfahren mit den 
höchsten jemals gewährten oder vereinbarten Schadenersatzzahlungen entstammen 
drei diesem Wirtschaftssektor.104  
These 11 - Investor-Staat-Schiedsverfahren gefährden den Umweltschutz - ist 
anhand der vorliegenden Daten nicht zu beantworten. Allerdings ist mithilfe der 
Ergebnisse deutlich erkennbar, dass die Verfahren vor allem von 
Wirtschaftsteilnehmern aus dem Rohstoff- und Energiebereich forciert werden. Genau 
diese Bereiche sind es auch, in denen am ehesten mit Umweltproblemen zu rechnen 
ist. Demnach ist das Thema Umweltschutz im Kontext der Investor-Staat-
Schiedsgerichte in jedem Fall präsent. Dennoch muss beachtet werden, dass jedes 
Verfahren einzeln überprüft werden muss, um ein finales Urteil fällen zu können. 
                                                 
104
 Vgl. Kapitel 6.1. 
Wirtschaftssektor Anteil Anzahl
Rohstoffe 22,7% 121
Stromversorgung 11,5% 61
Produktion 10,7% 57
Finanzwirtschaft 9,6% 51
Transport 8,3% 44
Baugewerbe 6,8% 36
Wasser,Abwasser 6,4% 34
IT 5,6% 30
Forst/Agrar/Fischerei 5,3% 28
Dienstleistungen 4,3% 23
Tourismus 3,9% 21
Rundfunk/TV 1,5% 8
unklar 1,5% 8
Immobilien 0,9% 5
andere 0,9% 5
Tabelle 18 - Wirtschaftsbereiche der 
Schiedsverfahren 
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7.2 These 12 - Investor-Staat-Schiedsverfahren sind intransparent. 
Im letzten Abschnitt der Arbeit soll die Transparenz und Informationslage zu den 
Schiedsverfahren erörtert werden. Als Grundlage dafür dienen in erster Linie meine 
persönlichen Erfahrungen aus monatelanger Recherche bzgl. dieser Ausarbeitung. Zur 
Erfassung  und Dokumentation der hier untersuchten Schiedsverfahren wurde 
hauptsächlich auf drei Internetportale zurückgegriffen: die offizielle Homepage der 
ICSID-Organisation, das UNCTAD-Portal Investmentpolicyhub   sowie die Plattform 
italaw. Mithilfe dieser Quellen war es möglich, einen Zugang zu einer Vielzahl der 
bisherigen und laufenden Schiedsverfahren zu erlangen. 
Die offizielle ICSID-Homepage bietet einen Überblick über alle laufenden und 
abgeschlossenen Fälle, welche über die Weltbankorganisation laufen.105 In einer  eher 
unübersichtlichen Darstellung werden dabei grundlegende Informationen zu den 
Teilnehmern, zum Thema und zu dem Stand des Verfahrens gegeben. Im Falle eines 
Schiedsspruchs oder eines folgenden Annullierungsgesuchs wird lediglich das Datum 
der Veröffentlichung angegeben, jedoch keinerlei inhaltliche Informationen. Dafür ist 
die jeweilige Auflistung der Fälle vollständig und es wird deutlich, ob ein 
Schiedsverfahren tatsächlich abgeschlossen ist oder nicht. Die Informationen und 
zugehörigen Dokumente liefert die Rechtsplattform italaw.106 Auf diesem 
Internetportal sind alle veröffentlichten Dokumente einzusehen. Falls Schiedssprüche 
nicht direkt lesbar sind, wird dort zumindest das Ergebnis angegeben. Neben den 
Dokumenten zu den verschiedenen Verfahren, veröffentlicht dieses Suchportal nahezu 
alle öffentlichen Unterlagen zu den bekannten bilateralen 
Investitionsschutzabkommen, Freihandelsabkommen und anderen internationalen 
Verträgen. Diese Plattform bietet eine immense Menge an Originaldokumenten und 
somit Informationen, welche einen weitreichenden Einblick in die Schiedsverfahren 
gewähren. Die dritte verwendete Hauptquelle war das Internetportal der UNCTAD.107 
Diese Homepage beinhaltet ein großes Spektrum zu Themen rund um internationale 
Investitionen. Dazu gehören auch die Investor-Staat-Schiedsverfahren. Im Gegensatz 
zu dem ICSID-Internetauftritt bietet dieses Portal eine deutlich detaillierte Erklärung 
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 Vgl. International Centre for Settlement of Investment Disputes, Concluded Cases with Details, 
https://icsid.worldbank.org/en/Pages/cases/ConcludedCases.aspx?status=c ,[07.02.2018], eine Seite. 
106
  Vgl. italaw.com, Search for Document, Word or Phrase, https://www.italaw.com/search/site 
,[07.02.2018], eine Seite. 
107
 Vgl. UNCTAD (b), Investment Dispute Settlement Navigator, 
http://investmentpolicyhub.unctad.org/ISDS/FilterByRulesAndInstitution ,[07.02.2018], eine Seite. 
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zu den einzelnen Prozessen. Dabei werden die Ergebnisse und auch die verhandelten 
und gewährten Summen explizit angegeben. Dazu kommen Verlinkungen zu 
zugehörigen Pressemitteilungen und zu den Dokumenten (italaw). Weiterhin werden 
beispielsweise den Prozessen, welche auf Grundlage der UNCITRAL-Regeln geführt 
werden, die zugehörigen Institutionen zugewiesen. Auf den Internetseiten der 
betreffenden Gerichtshöfe sind manche Verfahren allerdings nicht auffindbar und 
werden im UNCTAD-Portal auch nicht mit einer jeweils typischen Kennung markiert. 
Daraus lässt sich schließen, dass gerade die verschiedenen Gerichtshöfe nicht alle der 
betreffenden (Schieds-) Verfahren öffentlich angeben. Jedoch beinhaltete 
Investmentpolicyhub auch deutliche Schwächen. Zum einen ist die Auflistung der 
ISDS sehr unvollständig. Im Vergleich zur ICSID-Seite fehlt eine Vielzahl 
vergangener Verfahren. Des Weiteren bedient sich das UNCTAD-Format einer 
eigenwilligen Methodik. Sobald in einem Schiedsverfahren ein Schiedsspruch erlassen 
wurde, gilt der Prozess als beendet. Gibt es Folgeverfahren, Annullierungsgesuche 
bzw. Annullierungen oder ähnliches, wird zwar auf Folgeverfahren verwiesen, an den 
grundsätzlichen Informationen jedoch wider neuerem Informationsstand nichts 
abgeändert. Dementsprechend müssen die gegebenen Informationen mittels italaw 
oder gegebenenfalls der ICSID-Seite gegengeprüft werden.  
Trotz der hier aufgezählten Defizite ermöglichen die drei aufgezählten Internetportale, 
vor allem italaw, einen sehr weitgehenden Einblick in die Schiedsgerichte, deren 
Zusammensetzung und die zugehörigen Urteile. Seit den Schiedsverfahren der 90er 
Jahre wurde ein großer Teil der zugehörigen Dokumente öffentlich gemacht. In einer 
Vielzahl von Fällen sind mindestens der Schiedsspruch, meist aber auch weitere 
Unterlagen einzusehen. Nur wenigen Fällen, gerade ab den Verfahren der 2000er 
Jahre, sind Schiedssprüche oder weitere Dokumente nicht öffentlich. Selbst bei diesen 
Ausnahmen verfügt Investmentpolicyhub oftmals über die notwendigen 
Informationen mittels Verweisen zu Pressemitteilungen.  
Deutlich wird die hohe Informationsdichte zum Beispiel daran, dass nur in 15 von 115 
Fällen, bei denen zu Gunsten des Investors entschieden wurde, keine Informationen 
zum gewährten Schadenersatz bestehen. Nur in sehr wenigen Dokumenten sind Zahlen 
oder bestimmte Inhalte geschwärzt worden. Zu beachten ist allerdings, dass die 
Dokumente in der Regel in englischer Sprache verfasst worden sind, teilweise gar in 
Spanisch oder Französisch. Dies ändert allerdings nichts an der grundsätzlichen Fülle 
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von Unterlagen und Informationen bei den genannten Portalen. Somit ist ein Großteil 
der Informationen rund um die betreffenden Schiedsverfahren einsehbar und 
zugänglich.  
Zusammenfassend kann These 12 - Investor-Staat-Schiedsverfahren sind 
intransparent - eher nicht bestätigt werden. In einer Vielzahl der untersuchten 
Schiedsverfahren liegen Informationen sowie Dokumente vor. Dementsprechend 
können auch laufende Verfahren mehr oder weniger nachverfolgt werden. Dabei ist 
allerdings zu beachten, dass die Fülle an Dokumenten von Fall zu Fall variiert. In 
wenigen der eher aktuellen Verfahren und gerade in vielen Fällen aus der Anfangszeit 
der ISDS existieren keinerlei öffentliche Dokumente und teilweise nicht einmal 
Informationen. Zudem wird es auch künftig eher unwahrscheinlich sein, dass Presse-
Teams oder Fernsehreporter live von einem Tribunal berichten. Trotzdem ist die 
generelle Einsehbarkeit der Interna weitaus größer, als es oftmals medial vermittelt 
wird. 
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8. Fazit 
Die Arbeit hatte das Ziel, sich mit Investor-Staat-Schiedsverfahren unter 
verschiedenen Aspekten auseinanderzusetzen. Dabei konnten bestimmte Thesen 
vollständig bestätigt oder widerlegt werden, während andere nicht klar zu beantworten 
waren und manche Aussagen anhand der Daten nicht geprüft werden konnten. Aus 
den Ergebnissen der Überprüfung, welche in der folgenden Tabelle dargestellt sind, 
lassen sich allerdings grundsätzliche Aussagen treffen.  
So besteht auch im Bereich der Schiedsverfahren eine ganz deutliche Kluft zwischen 
ärmeren und wohlhabenderen Staaten. Erstere sind in erster Linie Ziel eines 
Schiedsverfahrens, Letztere bilden in sehr vielen Fällen den Ausgangspunkt für ISDS. 
Natürlich muss dabei auch gesagt werden, dass gerade die großen Konzerne meist aus 
reicheren Ländern stammen und diese global deutlich aktiver sind, als 
südamerikanische oder gar afrikanische Unternehmen. Durch mehr ökonomisches 
Engagement entstehen selbstverständlich auch deutlich mehr Reibungspunkte im 
jeweiligen Ausland. Aber auch dieser Umstand vermag nicht zu erklären, wieso bei 
über 200 untersuchten Investitionsschutzabkommen nur ein einziges Mal von 
Investoren aus beiden Staaten eines BITs den jeweiligen Partnerstaat verklagt haben. 
Dabei sprechen ebenfalls das hinterfragte Nord-Süd-Gefälle auch das offensichtliche 
Tabelle 19 - Auswertung der Thesen 
Thesen Ergebnis
 Allgemeines zu Investor-Staat-Schiedsverfahren
These 1 - Die Anzahl der Investor-Staats-Schiedsverfahren in den letzten Jahren stark angestiegen. trifft uneingeschränkt zu
These 2 - Investor-Staats-Schiedsverfahren sind deutlich schneller als herkömmliche Gerichtsverfahren. nicht klar zu beantworten
 Verteilung von Klägern und Angeklagten
These 3.3 - Die USA dominiert die Investor-Staats-Schiedsverfahren. trifft eingeschränkt zu
Bilaterale Investitionsschutzabkommen (BITs)
Ergebnisse der Schiedsverfahren
These 6 - Um zu mehr Klagen anzuregen, entscheiden die Schiedsgerichte tendenziell pro Investor. trifft nicht zu 
These 7 - Kläger aus Industrieländern gewinnen im Schnitt öfter als Kläger aus ärmeren Ländern. trifft nicht zu
These 8 - Urteile von Schiedsgerichten sind unumstößlich. Eine Revision ist nicht möglich. trifft eher nicht zu
Schadenersatzzahlungen bei Investor-Staat-Schiedsverfahren
These 9 - Die hohen Schadensersatzforderungen und – Zahlungen ruinieren die angeklagten Länder. nicht klar zu beantworten
These 10 - Selbst bei Sieg vor Gericht – die Staaten bleiben auf den Kosten sitzen. trifft eingeschränkt zu
Weitere Thesen
These 11 - Investor-Schiedsverfahren gefährden den Umweltschutz. nicht klar zu beantworten
These 12 - Investor-Staats-Schiedsverfahren sind intransparent. trifft eher nicht zu
These 3 - Investor-Staats-Schiedsverfahren sind ein Instrument für Unternehmen aus reichen Ländern
 zur Ausbeutung von ärmeren Ländern.
These 3.1 - Es existiert ein Nord-Süd-Gefälle: Unternehmen aus dem Norden verklagen in erster Linie
 die Länder aus dem Süden.
These 4 - Bilaterale Investitionsschutzabkommen (BITs) waren der Katalysator für die  Entwicklung 
von Investor-Staats-Schiedsverfahren.
These 5 - BITs sorgen für Gleichberechtigung zwischen den Partnern im Bereich der
 Investor-Staats-Schiedsverfahren.
trifft uneingeschränkt zu
trifft uneingeschränkt zu
nicht klar zu beantworten
trifft nicht zu
These 3.2 - „Eine Krähe hackt der anderen kein Auge aus“ – Investoren aus reichen Ländern
verklagen keine anderen reichen Länder.
trifft eingeschränkt zu
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(europäische) Ost-West-Gefälle ein eindeutige Sprache. Schiedsverfahren sind in 
erster Linie ein Privileg der Reichen, welches gewöhnlicher Weise gegenüber 
ökonomisch Schwächeren eingesetzt wird. Doch so deutlich diese Erkenntnis auch ist, 
so klar muss ebenfalls festgestellt werden, dass innerhalb der Verfahren eben keine 
Vorteile für die Kläger festzustellen sind. Dementsprechend scheint es so, dass die 
Prozesse weitestgehend objektiv geführt werden. Es ist schlicht keine Tendenz zu 
verzeichnen, welche aufzeigen würde, dass die Investoren generell in irgendeiner 
Form bevorteilt werden. Gerade in den letzten Jahren bescheinigen sich die Tribunale 
öfter eine fehlende Zuständigkeit oder fehlende juristische Kompetenz und lassen die 
Prozesse für die klagenden Unternehmen somit ins Leere laufen.  
Grundsätzlich sollte die „Fairness“ oder die „Gerechtigkeit“ bzgl. der Urteile und auch 
der Schadenersatzzahlungen am jeweiligen Fall betrachtet werden. Es ist schlicht nicht 
möglich verallgemeinernde Aussagen zu diesen Themen zu treffen. Dies gilt gerade 
auch für die verhandelten Kompensationssummen. Es ist nicht pauschal zu beurteilen, 
ob es fair ist, wenn ein Großkonzern eine Schadenersatzzahlung in hundertfacher 
Millionenhöhe zugesprochen bekommt, nachdem seine Produktionsanlagen im 
betreffenden Land von der Regierung verstaatlicht worden sind. Dies gilt ebenso, 
wenn ein Staat seine Umwelt stärker schützen möchte und plötzlich einem 
ausländischen Unternehmen die vertraglich vereinbarten Schürfrechte entzieht. So 
unterschiedlich die verschiedenen Fälle sind, so unterschiedlich erscheinen auch die 
Urteile.  
Womit allerdings zu rechnen ist, falls tatsächlich ein Freihandelsabkommen zwischen 
den USA und der EU geschlossen werden sollte, ist eine quantitative Zunahme der 
Schiedsverfahren. Dies würde dann auch wirtschaftlich starke Staaten wie 
Deutschland betreffen. Gerade im Kontext von NAFTA, welches die Grundlage für 
die 35 Investor-Staat-Schiedsverfahren zwischen den USA und Kanada bildete, wurde 
deutlich, dass unter den passenden rechtlichen Rahmenbedingungen auch die 
Souveränität von absoluten Wirtschaftsmächten nicht unberührt bleibt. Somit könnte 
sich gerade die Durchsetzung linker Forderungen, beispielsweise die Anhebung des 
Mindestlohns oder die Erhöhung von Umweltstandards, zu einer echten 
Herausforderung entwickeln. Derartige Reformen lägen dann nicht mehr alleinig in 
den Händen gewählter Politiker, sondern wären der Willkür ausländischer 
Interessengruppen gleichermaßen ausgesetzt. 
 V 
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